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Ganztagsschule als Regelschule? 

WORT UND WIDERWORT 

Der Landtag -
diese Woche 

In Nordrheln*Westlelen gibt es bis ietzt 69 Ganztagsschulen als Schufversuch. Dabei handelt es sich 
nicht um eIne neue Schulform, sondern ledfgfich um eine zeitliche Verlagerung der schulischen 
Bildungs- und Erziehungsarbeit vom Elternhaus in die staatliche Aufsicht. 
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8 Als Argument für die Ganztagsschule führen die BIldungspolitiker an: Durch die ganztägigen Unter­

rlchls- und Betreuungsmöglichkeiten werden alle sozialen BIldungShindernisse beseitigt und erhalten 
Kinder aus den verschiedensten Schichten unserer Bevölkerung gleiche Chancen. Außerdem könnte 
der Schulraum besser genutzt werden. 

Aus den Fraktionen 9,10 
Eingänge 11 , 12 
Länderchronik . 13 

Abgesehen von den noch zu lösenden Personal- und Finanzierungsfragen - soll steh das Land an 
den Kosten beteiligen? - werden bei der Einführung der Ganztagsschule als Rege/schule die In 
Artikel 8, Abs. 1 der Landesverlassung verankerten Garantien zu berücksichtigen seIn, wonach "die 
Eltern die Erziehung und Bildung ihrer Kinder selbst bestimmen". Das gilt auch für die Dauer 
der Unterriebtszelt. Dazu führen die Fraktionen aus: 

LandespolItik in Funk 
und Fernsehen 14 
Zur Person 15 

CDU: Versuche verstärken bieten und Chancengleichheit sicherzu­
stellen. 

Schwanenspiegeleien 16 

Eine so entscheidene Änderung im 
Schu lwesen wie die Einführung der 
Ganztagsschule bedarf der vorherigen 
Erörterung mit Leh-

Es handelt sich also keinesfalls bei der 
Ganztagsschule nur um eine Verlage­
rung von Unterrichtsstunden auf den 

bieten sich neue Ansätze für die Schule 
als "übungsfeld" mitmenschlicher Be­

ziehungen bei der 
Durchführung ge­
meinsamer Aufga­
ben und bei der Ge-

rern. Schülern und 
Eltern. Diese Forde-
rung erhebtdieCDU-
Fraktion und ver­
weist auf ihren Ge­
setzentwurf über d ie 
Mitbest immung an 
der Gestaltung des 
Schulwesens (Land­
tags-Drucks. 273). 

Die CDU-Fraktion 
begrüßt den Schul­
versuch Ganztags­
schule und fordert 
die Bereitstellung 
zusätzlicher Mittel 
aus dem Schulver­
suchsprogramm so­
wie aus dem Schul­
bauprogramm des 
Landes, damit den 
zahlreichen Anträ­
gen von Schulträ­
gern auf Errichtung 
von Ganztagsschu-
len und Gewährung 
von Baumitteln hier-
für entsprochen wer-

Parlament für die Bürger 

Anstrengende Monate parlamentarischer Arbeit liegen hinter uns. Ich danke 
gern allen Abgeordneten und den Angehörigen der landtagsverwaltung für 
ihre seit der Wahl des neuen landtags geleistete Arbeit. Es Ist Jetzt nicht die 
Zelt, Rückschau auf die Ereignisse dieses Jahres zu halten oder eine Prognose 
für 1971 zu wagen. 

Fest steht allerdings: Die Wähler werden uns an den Ergebnissen unserer 
politischen Arbeit messen. Wir müssen daher unsere Entscheidungen und deren 
Vorbereitung der öffentlichkeit gegenUber klarer darstellen und verständlicher 
machen, denn wir sind nicht "die da oben, die doch nur machen, was sie 
wollen". Unsere neue Geschäftsordnung bietet dafür moderne Handhaben. 
Auch "Landtag Intern" dient In erster Linie diesem Ziel. 

Wir müssen bel unserer täglichen Arbeit auch die größeren politischen Zu­
sammenhänge und Entwicl<lungen berücksichtigen. Hierzu gehört die Förderung 
eines modernen kooperativen Föderalismus mit neugeglIederten leistungsstär­
keren Bundesländern. 

Wenn wir uns In diesem Sinne ständig um eine Verbesserung unseres Staats~ 
wesens und seiner Einrichtungen gemeinsam bemühen, brauchen wir weder 
rechts- noch linksradikale Kräfte zu fUrchten. 

Zum Weihnachtsfest und zum Neuen Jahr meine besten Grüße und Wünsche. 

Dr. Wllhelm Lenz 
Präsident des Landtags Nordrheln-Westfalen 

staltung der freien 
Zeit, die ja von der 
Mittagspause bis 
zum Beginn des 

Nachmittagsunter­
richts groß sein 
wird und die Mög­
lichkeit g ibt, neue 
Formen musischer 
und sportlicher Be­
tätigung im Schul­
alltag zu erproben. 

Die durch Ganztags­
schulen mögliche 
Entlastung der Fa­
milien darf nicht da­
zu führen, daß sich 
Eltern aus ihrer Ver­
antwortung entlas­
sen fühlen. Vielmehr 
ist die gebotene 
Mögl ichkeit zu einer 
engeren Zusammen­
arbeit zwischen El­
ternhaus und Schule 

den kann. Es bedarf dringend entspre­
chender Richtl inien für den Bau und 
die Finanzierung solcher Schulen, in 
denen die CDU-Fraktion die Möglich­
keit sieht, Schülern zusätzl iche Hilfe zu 

Nachmittag und damit auch um die 
Möglichheit, den Samstag vom Unter­
richt freizuhalten, sondern um eine Neu­
gestaltung der Unterrich tsarbeit und des 
Bildungsbemühens der Schule. Hier 

im Interesse der Schüler zu nutzen. 
Aus diesen Gründen bejaht die CDU­
Fraktion die Versuche mit der Ganz­
tagsschule, die unabhängig von ande­
ren Schulversuchen - wie z. B. mit 

Herausgeber: Der PräsIdent des Landtags Nordrheln·Westfalen, 4 Düsseldorl, Haus des Landtags, Tel. 0211 /88 41 
Verantwortlich und RedaktIon: Josef Lehrmann, Waltraud EcI<oldt, Dr. G. Erdmann - Druck: Hub. Hoch, Düsseldorf - Nachdruck erbeten 



verschiedenen Arten der Gesamtschule 

- In allen Schulformen einschließlich 
der Grundschule verstärtd durchgetUhrt 

werden sollten. 

SPD: Schule der Zukunft 

Für die SPD-Fraktlon schreibt der Ab­

geordnete Dr. Dleter Haak: Die allge­
meine Einführung der Ganztagsschule 

Im ganzen Land 1st das grundsätzliche 
und langfristig zu verwlr1<1Icf1ende Ziel 
der SPD-Landtagsfraktlon. Die Sdlule 

der Zukunft wird die Ganzlagsgesamt­

schule sein. 

Die Ganztagsschule erfüllt gleichzeitig 

sehr wichtige bIldungspoUtische und 

gesellschaftspolItische Ziele. WIcf1Ugster 
Vort9U ist die Ablösung der Hausauf­
gaben durch Obung, Vertiefung und 

Wiederholung des Lernstoffes In der 

Schule durch pädagogische Anleitung 

oder Beratung. Die Ganztagsschule 
kommt nicht nur, aber vor allem den 
Kindern aus weniger privilegierten EI­
ternhAusern zugute ; sie trAgt wesenllich 

dazu bei, die Ungleichheit der Bildungs­
chancen auszuglelcf1en. 

Die Ganztagsschule bietet aucf1 die 

Chance, stärker als In Halbtagsseflulen 
soziale Verhaltensweisen zu entwickeln 

und den Schüler besser auf seine spä­
tere soziale Rolle in Staat und Gesell­

schaft vorbereiten. Für die vom Land­

tag angestrebte Mitwir1tung von Lehrern, 
Sdlülern und Eltern bietet die Ganz­

tagsscf1ule eine ideale Voraussetzung. 

Die Ganztagsschule, die im Ausland 
schon viellacf1 besteht, bedarf vom 

Grundsatz her keiner Erprobung. Die 
SPD-Landtagsfraktlon begrüßt Jedocf1, 

daß die Landesregierung bereits jetzt 
die besten Formen tUr Unterricht und 
Schulleben, die Probleme der Personal­
ausstattung, des Mittagessens in der 
Schule und den Bau von Ganztagsschu­

len untersucf1t und erproben will . Die 
Ausbildung von pädagogiscf1-techni­

sdlen Assistenten soll besdlleunlgt 
werden. 

Für die laufende Legislaturperiode gei­
ten die folgenden Ziele : 

* Ganztagsschulen sollen so zahlreich 
eingerichtet werden, wie es der 
Schulraum und vor allem der - ab­

nehmende - Lehrermangel zuläßt. 

* Priorität haben die Gesamtschulver­
audle und die Sonderschulen. 

* Jeder Gesamtschulversuch wird in 
Ganztagsform durchgeführt. 

Fortsetzung euf Seite 3 

Wenn der Landtag FlelBkarten zu 
vergeben Mtte, müßte die erste 
Schulze-Stapen erhalten, "Das gibt 
es doch nIcht", sagte im Oktober 
19ff1 ein Abgeordneter, als er er­
fuhr, daß Schulze-Stapen die von 
ihm energisch vorangetragenen 
Reformpläne für den Petitionsaus­
schuß lust an seinem 50. Geburts­
tag der CDU-Fraktlon vortrug. 

Bel Schulz8-Stapen gibt es das. 
"Die Arbeit geht vor" , kommentierte 
er bündig. Sich selbst gegenüber 
Ist er von einer nahezu preußischen 
Strenge. Anderen gegenüber Ist er 
großzügiger ... Na ja , der hat gestern 
Geburtstag gefeiert", bemerkte er 
einmal beschwichtigend, als ein 
Abgeordneter zwei Stunden nach 
BegInn einer wichtigen Ausschuß­
sitzung noch nicht erschienen war 
- und das FraktionsbDro nervlj$ 
wurde In dem BemOhen, schnelf 
einen Stellvertreter herbeizuschaf­
fen. 

Für Schulze-Stapen sind Politiker 
anderer Couleur keine pofitlschen 
Feinde. Er diskutiert hart In der 
Sache, aber Immer fair und mit Re­
spekt vor dem Andersdenkenden. 
Er ist kein bequemer Mann; aber 
auch seine politischen Gegner be­
scheinigen ihm Geradlinigkeit und 
menschliche Anstlindigkeit. 

Als ich Schulze-Stapen fragte, was 
ihn denn bewogen habe, sich poli­
tisch zu engagieren, antwortete er 
zögernd, als woffe er für die Schlicht­
heit seiner Antwort um Verständnis 
werben: "Daß den Schwachen nach 
Gesetz und Recht geholfen wird, 
das erscheint mir wert zu sein, sich 
dafür mit ganzer Kraft einZUSetzen. U 

Wenn Schulze-Stapen Unrecht wit­
tert, wird er ungemütlich tempera­
mentvoll. Seinem Wesen gemliß hat 
er sich daher als lang/lihriger Vor­
sitzender des PetitIonsausschusses 
konsequent und leidenschaftfich für 
eine erheblich verstiirkte Kontrolle 
der Verwaltung durch das Parla­
ment eingesetzt. Das Parlament 
stimmte den Reformvorschliigen 
Anfang 1969 zu. Das war ein großer 
Tag für Schulze-Stapen. 

Der heute 53Jährlge Abgeordnete 
wurde in Ratibor geboren. Auf dem 
seit 1411 im Familienbesitz seineS 
Vaters befindlichen Bauernhof in 
Stapen im Kreis Salzwedel wuchs 
er auf. Nach dem Abitur war es für 
ihn als dem einzigen Sohn und Hof­
erben selbstverständlich, daß er 
den landwirtschaftlichen Beruf er· 
lernte. Im Elternhaus gab es häufig 
politisch heiße Diskussionen. Sein 
Vater war seit 1913 Mitglied im 
preußischen Abgeordnetenhaus und 
seit 1930 deutschnationaler Refchs­
tagsabgeordneter. 

Als Soldat wurde Christoph Schulze­
Stapen mit manchen Tapferkeits­
medaillen ausgezeichnet, aber nicht 
Offizier, da er für die Machthaber 

ChrlllO$lh Sdlvll .. at.,.n, Ilnl' dir Itl'In,· 
, ... t.n6I;n VOrlllllncS.n Hr CDU·Fr.tllon 

des dutzendjährigen Reiches poli­
tisch nicht zuverläSSig war. Als 
Kriegsgefangener arbeitete er als 
Knecht auf nordfranzlj$lschen Bau­
ernhöfen. Trotz des schweren Loses 
eInes Kriegsgefangenen denkt er 
noch heute "in Dankbarkeft an die 
französischen Nachbarn" . 

Nach der Entlassung übernahm 
Schulze-5tapen 1948 den elterfichen 
Hof. Mit knapp 400 Morgen entging 
er der Enteignung. Politisch hefl­
wach, trat Schulze-Stapen der Ost­
CDU bei. Der aufrechte Demokrat 
.war schon bald den Machthabern 
In der .. DDR" ein Dorn im Auge. 
Um der drohenden Einkerkerung zu 
entgehen, lIoh er 1952 mit Frau 
und Kind nach West-Berfin . 

Im gleichen Jahr siedelte er nach 
Gütersloh über. Beruflich ist er im 
Ausgleichsamt Wiedenbrück tätig. 
Mit groBer Mehrheit wurde er in den 
Landesvorstand der CDU Westfalen­
Uppe gewählt. Am 6.JuIl1958 wurde 
Schulze-5tapen in den Landtag ge­
wählt.Durch harte Arbeit hatte seine 
Stimme In der CDU-Landtagsfrak­
tlon schon bald Gewicht. Heute ist 
er seit Jahren Ihr stellvertretender 
Vorsitzender . 

Schulul-·Stapen ist im besten Sinne 
ein ~freiheitlicher" Mann. Seine Frau 
Gertraud und seinen 22iährigen 
Sohn Dietmar ermuntert er zur Kri­
tik. Im Hause Schulze-Stapen wer­
den Gedanken- und Redefreiheit 
groBgeschrieben. 

Soweit es seine Zeit zuläßt, liest 
Schulze·Stapen - auch Gedichte. 
Und das Wort eines Lyrikers, des 
österreIchischen Dichters Josef 
Weinheber, UHft mir ein, wenn Ich 
an Schulze-Stapen denke: .. Melns 
hieß immer der Mensch." 

Paul Zugowskl 

LANDTAG INTERN · Nr. 10/7 . Seite 2 



* AuBerdem sollen mOglldllt ... Iele 
groBe Sdlulen oder Sdlulzentten der 
Hauptature Ganztegssd'1ulen werden. 

* Die ZreIYorateUungen deI Nord· 
mein--Westlaren--Programms 1975 -
100 Schulen der Hauptstule und '!n'1. 
der Sonderadluren - gelten als MI· 
nlmum. 

* Geeignete Formen der Ganztags· 
lChule für die Grundstufe und KoI· 
legstule sollen bereits heute enl· 
wldcell und in einer zweiten Phue 
elngefOhrt werden. 

FDP: Dafür 

Nicht e!"lt aeit heute bekennt sich die 
FDP zur Ganztagssdlule. Wie ernst 81 

Ihr gerade mit diesem schulpolilischen 
Anl!egen Il t, mag man aUI dem Antrag 
der Fraktion der FDP betreffend ~E,· 

weiterung der öffentl ichen Unterrichts-­
stunden der SchOler in Ausführung 'IOn 
§ 7 Sd!ulflnerugesetz- entnehmen. Mit 
diesem im Juni 1969 eingebrachten An. 
trag wurde die landesregierung ersudlt, 
die w6ct1entllchen Offentllchen Unter· 
rlchtsatunden der SdlCller so f"tzu .. t· 
zen, daS auen SlIentien (Oberwachte 
Schularbe;ltsatunden) in den normalen 
Unterrldltlbedarf aUer weiterführenden 
Schulen miteinbezogen werden. 

In der Verwlrklldlung dlelOl Antrags 
sreht die FDP-Fra«tion einen geeigneten 
Weg zur Herstellung glektler Bildungs.. 
dlaneen. Mit dieser Forderung 1011 eine 
Oberganglregelung bis zur aUgemeinen 
Einführung der Ganzlagssd'1ule ange· 
strebt werden. 

Eine sofortige Einführung der Ganztegl­
schule ars Regeischule wAre zwar WOn­
schenswert, Ist jedoc:tt zur Zeit 8UI 
mancherlei Gründen nktlt realisierbar. 
Zu denken Ist hierbei neben Fragan der 
Finanzierung vor allem an den deru~ 
tlgen Lehrermangel. Bedingt durch den 
Aus'all nebenamUlchen Unten1c:hta. wOr­
de sldl dle .. r bei G~u"n noch 
.... rgröBern. 

Bedenken, die slen aUI Artikel 8 AbI. 1 
der Lendesverluaung ergeben könnien, 
.... rrneg dMli Fraktion nkllt zu t.llen. Das 
Recht der Eltern, die Etzlehungsblldung 
Ihr.r KInder zu bestimmen, wird durch 
die Einführung der Gann.gssdlule 
nicht b .. rntrtchtlgl Ohne Im .Inzelnen 
auf die redltlldte Problematik die ... 
Artlkell einzugehen, kann 'estgestellt 
werden, da8 ea dem Elternrecht nach 
wie 'IOr über1auen bleibt, für das Kind, 
aobald es die tür all. "'erblndllche 
Grundadlule (Artlk.1 10 Ab .. 1 S. 1 Lan­
deeverfu.ung) at.oIYlert hat, entsp,.. 
c:Itend .. lner He1;uno un.r den '10m 
Staat ~Iltan .... 11ICfI1ecMMn 
Schu"~n zu wl)lIen. 

AuuchuBberichte 

BundesfematraBenbau 
nlchl ZU Laslen der 
Landschaft.verblnde 

KornmunaIpoIlbc::tMr Auachu8 und 
Vertc ....... UMChu8 beantragen in 
einer gemeinsamen Sitzung am 
10. Dezember, die von dem Land 
zu tragenden anteiligen Kosten für 
die Entwurlsbearbeltung, Planung 
und Bauaufsidll bei BaumaBnah· 
men der Bundesfemstra8en (sog. 
UA-III-Mittel) von 40 Millionen DM 
um 30 Millionen DM auf Insgesamt 
70 Millionen DM zu erhöhen. Hier· 
durch sollen die anläBiich eines 
Hearings im VerkehrsausschuB von 
den landschaftsverbänden vorge­
tragenen erheblichen Mehrbelastun· 
gen aufgefangen werden. Durch Er· 
höhung des LandesanteIls 'IOn bis· 
her 7,19 auf 10 Prozent der Gesamt­
kosten fur den Neu-, Um- und Aus­
bau von Bundesfernstraßen soll 
verhindert werden, daB die Ge­
meinden Ober die landschaftsver· 
bandsumlage für die Ausgaben mit 
herangezogen werden . 

Vertreter des Ministeriums für Wirt· 
schaft, Mittelstand und Verkehr be.­
zweifelten die von den landschafts· 
verbinden dargelegten Mehrbela· 
stungen und hielten den Prozent· 
satz von 7,19 tor ausreichend. Für 
die l andesregierung seien die 40 
Millionen DM die AuBerst tragbare 
Grenze. 

Oie Mitglieder der beiden Aus­
schüsse konnten sJch dieser Auf­
fassung nicht anschließen, Das in­
nenministerium und das Min iste­
rium fOr Wirtschaft. Mittelstand und 
Verkehr wurden beauftragt, bis zum 
1. April 1971 eIn Gutachten mit 
exakten Zahlen aber den tatsäch­
lichen Flnanzbedarl bel der land~ 
schaftsverbAnde an UA-III·Mltteln 
sowie deren Verwendung zu erste!· 
len. Es sollte sichergestellt werden, 
daB diese Mittel auch tatsächlich In 
Nordrheln·WesHalen verbaut wür· 
den. Dieser Antrag fand die Zu· 
stimmung beld.r Aussd'10sse. 

Audl während der Beratung Ober 
die Verteilung der UA-III-Mlttel auf 
die Kreise und Gemeinden (§ 13 
FAG) wurde von allen Fraktionen 
ausführlidles Informatkmsmaterlal 
von der landesregierung angefor­
dert. An Hand dieser Unterlagen 
soll nadl den Etatberatungen der 
Vertellersdllüssel noch einmal Ober~ 
prOtt werden. 

Oie Gemeinden erhalten nunmehr 
im Jahre 1971 insgesamt 225 Millio­
nen DM und die Kreise 112,5 Millio­
nen DM zugewiesen. Gemeinden 
mit nicht mehr als 5000 Einwohnern 
(bisher 10000) können die Ihnen 
zustehenden Beträge über die 
Kre ise zugewiesen bekommen. 

Bessere Koordlnlerung 
gefordert 

Eine bessere Koordinierung der ge­
samten Verkehrsplanung, Insbeson­
dere Im Zusammenhang mll der 
ProJektierung und dem Bau von 
Bahnen des öffentlidlen Personen­
nahverkehrs, hat der V..-kehruu .. 
-=huB Im Rahmen der Haushaitsbe.­
ratungen am 10. Dezember gefor­
dert. Nadl einer von den Aussdluß.. 
mitgliedern gewünsdlten Anhlirung 
des Vertreters der neugegrOndeten 
Stadtbahngesellschaft Ruhr mbH., 
Gelsenkirchen, sowie ergänzenden 
Ausführungen des Ministers 'ar 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr 
faBte der AusschuB einstimmig den 
BesdlluB, daß neue Stadtbahnen 
und U~Bahnen, soweit sie vom land 
bezusdlußt werden, künftig nur 
noch nach einheitlichen Trass ie­
rungsmerkmalen gebaut werden 
dOrfen und daß auf fertiggesteilten 
Stadt- und U-Bahn-8trecken kein 
MIschverkehr gestattet werden soll. 
Im Obrig.n wurde das Ministerium 
gebeten, einen Stadtbahn-Aus bau­
plan In Form einer Priorititenllste 
unter Berücksldltlgung aller ~ 
sentllchen Planungsmerkmale aus­
zuarbeiten und dem Verkehrsaus· 
sdluß alsbald zur Beratung vor­
ZUlegen. 
Der Minister bradlte In diesem Zu· 
samrnenhang seine Sorge hinsicht­
lich d.r Finanzierung der groBen 
Verkehrsprojekte, insbesondere Im 
öffentlichen Personennahverkehr, 
Innerhalb der nächsten Jahre zum 
Ausdruck. Oie Kraftfahrzeugsteuer 
könne nach seiner Auffassung nicht 
weiterhin die alleinige Orientie­
rungsmarke fOr die Bauvorhaben 
sein. vielmehr müsse die Mlneral~ 
61steuer In den nlch.ten Mn' Jah-­
ren stufenweise aussdllieBlich tur 
den Verkehrsbau zweckgebunden 
und unter Um.tAnden audl erhöht 
werden. 
Andern'alls könnten d .. vor uns lie­
genden Aufgaben, besonders der In 
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großem Stil geplante Stadtbahnbau, 
nicht bewältigt werden. 

Jetzt doch 
Grundetücksverkauf 

Auf Ersuchen des Haushalts- und 
FInanzausschusses befaßte sich der 
H.uplauuchuB am 15. Dezember 
mit der Frage, ob der Gedanke, 
eine Vertretung des landes Nord­
rheln-Westtalen In Berlln einzurich­
ten, aufgegeben worden ist. 

Anlaß hierzu war eine Vorlage des 
Finanzministers an den Haushalts­
und FinanzausSchuß, mit welcher 
um ZustImmung zur VeräuBerung 
des landeseigenen Grundstücks In 
Berlln, Lichtenallee 2 a -5 I Rauch­
straBe 15, an die Bundesanstalt für 
Arbeit gebeten wurde. 

Staatssekretär Prof. Dr. Halsten­
berg gab fOr die Landesregierung 
bekannt, daß sich an dem Wunsch, 
ein GrundstOck für eine zu gegebe­
ner Zeit notwendig werdende Ver­
tretung des Landes in Berlin zur 
Verfügung zu haben, nichts geän­
dert hat. Der Berliner Senat habe 
jedoch angeboten, ein anderes 
GrundstOck wahlweise dem Land 
Nordrhein-Westfalen zur Verfügung 
zu stellen. Auf Grund dieser Versi­
cherung wird der Hauptausschuß 
dem Haushalts- und FInanzaus­
schuß empfehlen, den Verkauf des 
Grundstücks an die Bundesanstalt 
für Arbeit zu billigen. 

" 
Der Hauptausschuß nahm zustim­
mend Kenntnis von der Absicht der 
Landesregierung, die Gesamtkosten 
für den Neubau des Gästehauses 
auf dem Gelände des .. Uhlhofes~ In 
Bad Honnef um 1 640 000 DM auf 
5 290 000 DM zu erhOhen. 

Diese Mehrkosten entstehen durch 
die Erstellung eines Erweiterungs­
baues mit einem Seminarteil mit 
Silzungsaal, seOOs UnterrlOOtszim­
mem, drei SpraOOlaboren und 
einem Bettenhaus. Die ElnrlOOtung 
dient als Ausblldungs- und Ta­
gungsstätte der Zentralstelle für 
Auslandskunde der Deutschen Stif­
tung für Entwiddungsländer. Glei­
che Einrichtungen bestehen In Ber­
tln, Baden-Württemberg und Bayern. 
Diese LAnder haben der Stiftung 
ebenfalls Tagungs- und Ausbil­
dungsstätten kostenlos bereitge­
stellt. 
Dieser Zustimmung ging ein BerlOOt 
des Staatssekretärs Prof. Dr. Hai-

stenberg über die Förderung der 
Entwicklungshilfe durch Bund und 
Länder voraus. Dabei stellte der 
HauptaussOOuß fest, daß das Pro­
jekt förderungswürdig Ist, aber die 
Tendenz beibehalten werden sollte, 
die Entwicklungshilfe mehr und 
mehr auf den Bund zu verlegen. 

Aldltlgst-'Iung: In unserer letzten 
Ausgabe (Nr. 9. Seite 8, .Aus 
dem Plenum· ) wurden die Fotos 
der Abgeordneten Helmut Hell­
wlg (SPD) und Wollgang Helnz 
(FDP) irrtOmlietl mit den Bild­
unterschritten verwechselt. Wir 
bitten. dieses Versehen der Druk­
kerel zu entschuldigen. 

Keine klare Auaoage 
des DFB 
Mit Bedauern vermißte der Sport. 
.uuchuB des Landtags In seiner 
Sitzung am 15. Dezember eine klare 
Aussage des DeutsOOen Fußball­
Bundes über die Festlegung der 
Austragungsorte und die Bestim­
mungen der einzelnen Großstadien 
für die Gruppenspiele zur Fußball­
weltmeisterschaft 1974. Das Schwei­
gen des DFB zu dieser für die In­
vestitionsbereitsOOaft der betreffen­
den Städte so bedeutsamen Frage 
wird aber niOOt dazu führen, daß 
das Land Nordrheln-Westfalen seine 
klare Aussage Im Nordrhein-West­
falen-Programm 1975 und In der 
Regierungserklärung vom 28. Juli 
1970 zur Förderung von vier Groß­
stad ien In Köln, Düsseldorf, Gel­
senklrOOen und Dortmund ein­
schränkt. 
Der Sportausschuß ist vielmehr der 
Auffassung, daß die einmal in über­
einstimmung mit dem DFB fesIge­
legten Bauprogramme In vollem 
Umfang durOOgetohrt und vom Land 
bezusOOußt werden. Es wäre nun 
Aufgabe des DFB, zu erklären. ob 
die Zustimmung für die festgeleg­
ten Bauprogramme Identisch ist mit 
der Festlegung der Austragungsorte 
zur FußballweltmeJsterschaft. 

übereinstimmung wurde in der Sit· 
zung auch darüber erzielt, die Haus­
haltsmlHel der Aktion "Vereinshllfe M 

für die Förderung des Breitensports 
zu verstärken. 

Weiterhin stellte das Kultusministe­
rium auf Wunsch des Aussd'lusses 
ein DemonstratJonsprogramm zur 
Förderung von Skiliften In der Eifel 
und Im Sauerland In Aussld'lt. das 
aller Voraussicht nach In der Sit­
zung am 12. Januar 1971 eingehend 
erörtert werden wird. 

Mehr Geld 
für Wasserversorgung 
und Abwa88erbeseltlgung 

Im Rahmen der Etatberatungen 
stellte der AuMChuB tor Emlhrung, 
Land-, Forst- und W .... rwlrbcheft 
am 15. Dezember übereinstimmend 
fest, daß die Haushaltsansätze für 
Wasserversorgung und Abwasser­
beseItIgung niOOt ausreIchten und 
erhöht werden müßten. Es wurde 
ein Vergleid'l der Haushaltsansätze 
Nordrhein-Westfalens und der Sum­
me der übrigen LAnder gefordert 
In diesem Zusammenhang wurde 
darauf hingewiesen, daß 49 Prozent 
der Abwässer In der Bundes­
republik auf Nordrhein-Westfalen 
entfallen. 

Der Ausschuß nahm weiter die Er­
gebnisse der Im Lande NordrheIn­
Westfalen durchgeführten soz/al­
ökonomischen Betriebserhebung, 
die sich auf rund 84 000 landwirt­
schaftliche Betriebe erstreckte, ent­
gegen. Daraus ergibt slOO, daß die 
46 000 Obergangsbetriebe (55 Pro­
zent) den .krltisd'len ExIstenzbe­
reich" darstellen. Die Prognose der 
strukturel1en Entwicklung zeigt, daß 
siOO hiervon 20 000 Betriebe zu 
Vollerwerbs- und 10000 Betriebe zu 
Zuerwerbs- und Nebenerwerbs.be­
trieben entwickeln werden. so daß 
unter BerOcksichtigung von Be­
triebsaufgaben und Betriebsauslauf 
(3000) eine geschätzte Zahl von 
13000 Obergangsbetrieben verblei­
ben und sich die Zahl der echten 
Voilerwerbsbetriebe auf 40 000 er­
höhen wird. 

Inetltut fUr Landes­
und Stadt­
entwlcklungslorochung 

Der AUMChuB tor Lende.planung 
stimmte In seiner Sitzung am 
16. Dezember mit Mehrheit der Er­
riootung eines Instituts für Landes­
und Stadtentwicklungsforschung zu. 
Als zukünftigen Standort empfahl 
er der Landesregierung Dortmund 
mit einer Koord inierungsstelle In 
Düsseldorf. Die Nähe zu dem Lehr­
stuhl für Raumplanung an der Uni­
versität Dortmund bietet Anknüp­
fungspunkte und kann slOO für 
beide Selten befruchtend auswir­
ken. Sprecher der COU-Fraktlon 
hielten die AusfOhrungen der lan­
desregierung über die endgOltige 
AufgabensteIlung des Instituts für 
nicht ausreid'lend und wOnschten 
eine Zugangsgarantie tor die Legis­
lative. Das Institut sollte nld'lt nur 

LANDTAG INTERN, Nr. 1017 • Seite 4 



Ober den Ministerpräsidenten mit 
AuftrAgen in Anspruch genommen 
werden können. 

Außerdem wurden die vom Aus­
schuß fOr Landesplanung im Zuge 
der Haushallsberatungen zu behan­
delnden Kapitel des Haushaltsplans 
abgeschlossen. 

Problemkreis 
.Jugendschutz" 

Die Zahl der Aufnahmen In den 
Jugandschutzstellen hat in den letz­
ten Jahren erhebllch zugenommen, 
wie aus den Etatberatungen des 
Ausedtuesn tor Jugend, Familie 
und poIIUec:h. SUdung am 16. De­
zember hervorging. Besonders auf­
fallend ist dabei die Zunahme von 
Jugendlichen im Alter von 14 Jah­
ren und sogar von Kindern ab 12 
Jahren. Erschreckend hoch Ist bei 
den Grenzgängern die Zahl der 
Minderjährigen, die mit Rausch­
mihein und -giften In Berilhrung 
gekommen sind. Der Ausschuß 
steUte fest, daß Fachkräfte zur Be­
treuung dieser Jugendllchen. die 
zum Tell Tag und Nacht oder Im 
Schichtwechsel Ihren Dienst ver­
richten müssen, überfordert sind 
und zahlenmäßig nicht ausreichen. 
Nach den Etatberatungen will der 
Ausschuß den gesamten Problem­
kreis des Jugendschutzes einge­
hend behandeln. 

Im Vordergrund: Altenhilfe 

Die Förderung von Einrichtungen 
der EingliederungshIlfe und der 
Antenhitfe hält der AUMChu8 tor 
Arbeit, Soziale. und GMundhelt 
für besonders wichtig , Er stellte Im 
Rahmen seiner Etatberatungen am 
17. Dezember fest, daß angesichts 
der Tatsache. daß der Anteil der 
aber 65jAhrlgen an der Gesamtbe­
völkerung bis zum Jahre 1980 wei­
ter zunehmen wird, die Altenhilfe 
noch auf Jahre hinaus Im Vorder­
grund aller sozialpolitiSchen Be­
mühungen stehen müsse. Die Aus­
bildung von Alten- und Familien­
pflegerinnen In staatlich anerkann­
ten Fachseminaren soll verstärkt 
gefördert werden , um den Bedarf 
an weiblichem Nachwuchs in der 
Altenhilfe decken zu können. 

Das besondere Interesse des Aus­
schusses galt daneben der sozialen, 
beruflldlen und wirtschaftlichen 
Eingliederung von Aussiedlern. Im 
Vordergrund steht dabei die beruf-

liche Umschulung und Fortbildung, 
da der berufliche Ausbildungs­
stand der Aussiedler fOr einen 
gleichwertigen Einsatz in der Bun­
des republik vielfach nicht ausreicht. 
Aus Mitteilungen vor dem Ausschuß 
ging hervor, daß 80 bis 90 Prozent 
der spätausgesledelten Jugend­
lichen die deutsche Sprache ent­
weder gar nicht oder nur unzurei­
chend beherrschen. 

OberbetrIeblIche 
Lehrllnglunterwellung 

Der Wirtsc:haftuuudlue konnte am 
17. Dezember die Haushaltsbera­
lungen abschließen. 

SAmtIIche Anträge der CDU ver­
fielen der Ablehnung. Nach vorheri­
ger Ablehnung eines weitergehen­
den CDU-Antrages fanden die SPD­
Initiativ-AntrAge auf Verpflichtungs­
ermächtigungen In HOhe von 1 Mil­
lion DM far die Zwecke der über­
betrieblichen LehrlIngsunterweisung 
eine Mehrheit. 

Der Haushalt wurde mit 8 Stimmen 
der SPD und der FDP gegen die 
7 Stimmen der CDU angenommen. 
Die CDU begründete Ihre Ableh­
nung des Haushalts damit, daß zu­
vor Ihre sAmtlichen, haushaltswirk­
samen AntrAge keine Zustimmung 
gefunden hatten. 
Die Neuorganisation der Bergver­
waltung Im Lande Nordrhein-West­
falen wird In gemeinsamer Sitzung 
des Wirtschaftsausschusses und des 
Parlamentarischen Ausschusses für 
Grubensicherheit am 4. Februar 
1971 beraten. 

Erhebliche Verstlrkerung 
der SchlOllelzuwelaungen 

Der KommunalpolltlKhe Ausac:hue 
beschloB am 17. Dezember einstim­
mig, daß der im FInanzausgleIchs­
gesetz 1971 enthaltene Ausgleichs­
betrag aus der Abrechnung des 
Jahres 1969 In Höhe von ca. 351 
Millionen DM entgegen der Regie­
rungsvorlage wie folgt aufgeteilt 
wird : 

5fYJ/o ~'" 176 Mio. DM 
als Schlüsselzuweisungen an 
die Gemeinden, Kreise und 
Landschaftsverbände 

25'10 = 88 Mio. DM 
als Zuweisungen für städte­
bauliche Maßnahmen 

25'10 = 88 Mlo. DM 
als Zuweisungen für das 
Schulbauprooramm. 

Von den 176 Mil lionen DM erhalten 
die Gemeinden 140 385 571 DM, die 
Kreise und Landschaftsverbände Je 
17 54B 196 DM. 
Durch diese erhebliche Verstärkung 
der Schlüsselzuweisungen an die 
Gemeinden wird Ihre finanzielle Be­
wegungsfreiheit entsprechend den 
von den Ausschußmltgiiedern In 
frOheren Sitzungen dargelegten 
Wünschen verstArkt. 
Sprecher der SPD-Fraktlon bean­
tragten eine Anglelchung der SchO­
leransätze bei den Haupt- und 
Realschulen, um den Hauptschulen 
in den Gemeinden zu der gleichen 
Steilung wie die Realschulen zu 
verhelfen. Diese Frage soll bel der 
abschließenden Beratung des Ge­
setzentwurfs am 14. Januar 1971 
geklärt werden. 

DIakulIIon Ober IOz181en 
Wohnungeb8u 

In der Auseinandersetzung um die 
künftige Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues beantragte die 
CDU-Fraktlon Im Ausac:hu1S tOr Woh­
nung .. und Stldtebllu am 17. De­
zember im Interesse einer Miet­
preissenkung um 0,30 DM je Qua· 
dratmeter WohnflAche und Monat 
eine entsprechende Erhöhung der 
AnnuitätshIlfe. Zur weiteren Dek­
kung der auf Grund der Baukosten· 
entwicklung entstehenden Kosten· 
miete beantragte sie eine Erhöhung 
der Aufwendungsbeihitfe um 0,50 
DM von 1,30 DM auf 1,80 DM Je 
Quadratmeter und Monat. 
Diese Regelung soll nach dem An­
trag der CDU-Fraktlon analog auch 
für Eigentumsmaßnahmen gelten. 
Die KoaHtionsfraktionen SPD/FDP 
lehnten die AntrAge der CDU-Frak­
lion ab, weil sowohl die mittelfri­
stige FInanzplanung der Einnah­
men der Wohnungsbauförderungs­
anstalt als auch der landeseinnah­
men eine solche zusätzliche Finan­
zierung nicht ermOgllche. SIe bean­
tragten dafür eine Erhöhung der 
Aufwendungsbeihilfe um 0,80 DM 
von 1,30 DM auf 2,10 DM je Qua­
dratmeter und Monat. Der Antrag 
wurde angenommen. 
Hinsichtlich der Laufzeit für die 
Aufwendungsbeihilfe konnte eine 
Einigung auf insgesamt zwölf Jahre 
erreicht werden mit der Maßgabe, 
daß nach vier, acht und zwölf Jah­
ren jeweils ein Drittel der bewillig­
ten AufwendungsbeIhilfe in Fortfall 
kommt. 
Die von der CDU·Fraktlon bean­
tragte Ermächtigung, die laufzeit 
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der AufwendungsbeihIlfe über zwölf 
Jahre hinaus zu verlängern, wenn 
es die wirtschaftliche Lage oder die 
Konsequenz aus dem neuen Wohn­
geldrecht erfordert, wurde von 
den KoaUtionsfraktionen abgelehnt. 
weil eine so weitgehende Bindung 
des In zwölf Jahren amtierenden 
Landtags nicht mehr zumutbar er­
scheine. 
Der Ausschuß empfahl als neue 
MIetobergrenze im Rahmen der 
Wohnungsbau-Förderungsbestim­

mungen einen Beitrag von 3,SO DM 
je Quadratmeter und Monat festzu­
setzen. 

Weiter beantragte die CDU-Fraktion 
im Interesse der nachhaltig not­
wendigen Einhaltung der Mietober­
grenze Altenwohnungen nur mit An­
nultltshilfen zu fördern. 

Diesen Antrag lehnten die Fraktio­
nen der SPD und FDP unter Hin­
weis auf das ab 1. Januar 1971 gel­
tende Wohngeld gesetz, das u. a. 
wesentliche Verbesserungen für die 
Ein- und Zwe~Personen-Haushalte 
bringen wird, ab. 

Wegen der audl im 2. Wohngeldge­
setz enthaltenen Mietobergrenzen 
konnte sich die CDU-Fraktlon die­
ser Argumentation nidlt anschlie­
ßen. 
Die RegierungskoalItion schlug da­
gegen vor, im Hinblick auf die 
MIetobergrenzen des 2. Wohngeld­
gesetzes audl bel Altenwohnungen 
eine Anhebung der Aufwendungs­
belhllfen vorzunehmen. 
Der Antrag der CDU-Fraktlon, Fest­
betragsdarJehen von bisher 15000 
DM um 3000 DM auf 18000 DM zu 
erhöhen, wurde ebenfalls von den 
Fraktionen der $PD und FDP a~ 
gelehnt. 
SPD, FDP und Regierung wollen 
bei diesen ElgentumsmaBnahmen 
eine Kopplung In der Finanzierung 
mit Kapitalmarktdarlehen und Auf­
wendungsbeihIlfen für den Perso­
nenkrels, der Innerhalb der ange­
hobenen EInkommensgrenze liegt. 
Der Landesbedien.tetenwohnungs­
bau soll enalog zu den fOr den all­
gemeinen sozialen Wohnungsbau 
geltenden Rldltllnlen weiterhin ge­
fördert werden. 

Tennlnvonlchau 

Der CDU-Antrag auf Erhöhung der 
für die MOdemisierungsmaßnah­
men verbIllIgungsfähigen Darlehen 
von 5000 DM auf 6000 DM le Woh­
nung wurde vom Ausschuß einstim­
mig gebillIgt. 

Der gleldlzeitlg von der CDU ge­
stellte Antrag auf VerlAngerung der 
laufzeit von verbillIgungsfähigen 
Darlehen von fünf auf sieben Jahre 
lehnten die Koalitionsfraktionen ab, 
weil nadl Ihrer Auffassung eine sol­
dle VerlAngerung der laufzeit der 
Zinszusdlüsse eine Besserstellung 
der MIeter bzw. Eigentümer der 
modemlsierten Wohnungen gegen­
über denen von Neubauwohnungen 
bedeuten würde. 

Bei bereits bewilligten aber nodl 
nldlt bezogenen Bauvorhaben soll 
die MIetobergrenze von 3,50 DM le 
Quadratmeter und Monat nidlt über­
sdlritten werden. Dies soll durdl 
eine Nadlbewllligung von Aufwen­
dungsbeihIlfen bis zur Höhe von 
2,10 DM je Quadratmeter und Mo­
nat zu den neuen Bedingungen ge­
sc:hetlen. 

Landtagstermine In der Zelt vom 12. 12. 1970 bis 15. 1. 1971 

Montag, 21. 12. 
Auac:tluB tor Innere Verwaltung 
Etatberatungen 

OIensWg, 5. 1. 
PetttlonsauqchuB 
Behandlung von Petitionen 

Mon .. ;, 11. 1. 
FrakUonllSltzungen 

Oien_g, 12. 1. 
Haup"uudtuB 
Etatberatungen (Landtag) 
Pari. AuuctluB tOr Grubftn.ldMlrhelt 
(in Dortmund) Neuordnung der Bergämter 
Auac:huB tOr Inne,. Verwanung 
Etatberatungen 
AuMdluB tOr Emlhrung, Land- und ForMwtrtachaft 
Etatberatungen 

Mlttwod'l, 13. 1. 
Xlte.tenrat 
Vorbespredlung der Tagesordnung fOr die 
Plenarsitzungen am 19., 20. und 21. Januar 1971 
AuadluB tOr Wohnun ..... und Slldtebtiu 
Aut:ldlu8 'ar Jugend, Familie und polHlKtle aUdung 
AuqchuB fOr Landesplanung 
AuuctluB tUr Arbeit. Sozial .. und Geaundhelt 
KulturauudtuB 

Oonneralag, 14. 1. 
Verketu ... uqchuB 
Kommunalpolmtcher AulSCftu8 

Die erste Auagabe Im 
neuen Jahr ersc:nelnt 

sm H . Januar 

Etatberatungen 
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Auaac:hu8voraltzender Frey: 

Abgeordnete machen 'Hausaufgaben' 

Kir' Fr~ (COUJ. 1101-
.lrzMdet _ htlllOM­

.lIatd1l1 .... 

"Der Bürger soll wissen, daß er nicht schutzlos gegen­
über den Entsdleldungen der Verwaltung dasteht. Des­
halb ist das Petitlonsverlahren in unserem Land im ver­
gangenen Jahr durch eine Verfassungsergänzung (Ar­
tikel 41 al modernisiert worden. so daß dem Parlament 
tatsächlich die Möglichkeit der Kontrolle gegeben ist. 
Nordrhein-Westfalen hat heute das beste Petitionsver­
fahren In der Bundesrepubtlk, das anderen Parlamenten 
- auch dem Bundestag - als Vorbild tür Änderungen 
dient ", betont Kar! Frey (CDU). der neue Vorsitzende 
des Petitionsausschuss8S. 

Der 42Jährige Volljurist Ist von der Notwendigkeit der 
Kontrolle überzeugt. .Gerade bei der Verlagerung von 
Kompetenzen der Länder auf den Bund stellt sich Immer 
klarer heraus, daß die landespolitische Ebene als Kon­
trollinstanz mehr Gewicht gewinnen muß~ , sagt Aus­
senußvorsitzender Frey. 

Deshalb hat er es sich zur Aufgabe gemacht, die exi­
stenz und die Arbeit des Petitionsausschusses, die in 
der Offentlidlkeit nodl wenig bekannt sind, stä rker her­
auszustellen. Selbst Personen des öffenttichen Lebens 
sind die vorgesehenen Möglic:hkeiten in Artikel 41 a weit­
gehend unbekannt. Ihm geht es vor allem darum, die 
Kontrollfunktion des Parlaments und das Vertrauen der 
Bürger in die Arbeit des Parlaments und der Abgeord­
neten zu stärken, 

Karl Frey, dem diese Materie nicht fremd ist und der 
Ober genügend Verwaltungserfahrung verfügt, legt vor 
allem großen Wert darauf. daß Petitionen redltzeitig 
erledigt werden, denn bei zu später Entsd1eidung Ist 
die Petition sinnlos. Aus diesem Grunde möchte er auf 
Routinepetitionen weniger Zeit verwenden und das 
Sd'lwergewic:ht auf Lebens- und Rechtsgebiete legen 
wie zum Beispiel auf das Bau-, Erschlleßungs- und Un­
terhaltsrec:ht sowie auf kommunale Angelegenheiten, 
soweit nidlt die gemeindliche Selbstverwaltung berührt 
wird. 

Ausschußvorsitzender Frey formuliert das Ziel seiner 
Arbeit so: 

" Die Möglidlkeiten. die uns In die Hand gegeben sind, 
soll der Petitionsausschuß zum Nutzen des BOrgers voll 
aUSSchöpfen. Seine Arbeit muB effektiver gestaltet und 
die Arbeitsbedingungen verbessert werden. Nur wenige 
können sich eine rechte Vorstellung davon machen, was 
es heißt, wenn den Abgeordneten acht Petitionen über's 
Wochenende zur Bearbeitung zugeschickt werden. Das 
bedeutet, mehr als einen NadlmiHag ,Hausaufgaben' 
zu machen"; drei Viertel der 15 Abgeordneten sind neu 
im Petitionsausschuß. Sie haben sic:h jedoc:h - so ihr 
Vorsitzender - sehr schnell eingearbeitet. 

nDa der Schwierigkeitsgrad der Petitionen gewachsen 
ist, wird auen die Darlegung und die Bewertung in glei­
chem Maße schwieriger\ erläutert Frey. Er führt das 
auf das Anwadlsen der Rechtsvorschriften zurück, bei 
deren Anwendung und Auslegung sich verstAndlicher­
weise Unklarheiten ergeben, was slc:h sofort In Peti­
tionen umsdllägt. nHler Ist der Gesetzgeber selbst auf­
gerufen, Abhilfe zu schaffen", Das ist auch der Grund, 
weshalb Frey den Vorsitzenden anderer Ausschüsse das 
bei der Bearbeitung der Petitionen anfallende Material 
des öfteren zuleitet, damit In gemeinsamen Bespre­
chungen häufig wiederkehrende Probleme möglichst 
übereinstimmend gelöst werden können, 

Nur .. Iten .Ind dl. Mltgllfd.r dN p.llflon •• undlu,," b.1 dff' Ab,IIm­
mung untff'. dllfldlldl.r Aull."ung. 8.1 d.n ron d.,. Abgeordn./"" zu 
' .... nd.,. 8wdlIO .. "" - dl. In .'n« Ob.r.'dl/ dfm PI.num ~org"'f1I 
und ~on Ihm bHtltiQ/ ",,«dfrl mO ... n - kommt u durdllU' vor, dl8 
.,. dl . VorRII/jg. dff' Mlnl.'ft/fM .bhdfm odft "Vbl .n. 

nAllerdings" , darauf weist der Vorsitzende hin, nsollte der 
Bürger auch die Grenzen der KontrolimOgllchkelten des 
PetitIonsausschusses wissen. Sie sind bei Petitionen 
gegeben, die die verfassungsmäßig garantierte Unab­
hängigkeit der RIchter und der kommunalen Selbstver­
waltung berühren. Rechtskräftige Urteile, gegen die sich 
viele Petitionen richten , können vom Ausschuß auf 
Grund der verfassungsrec:htlich verankerten Gewalten­
teilung und der UnabhAnglgkelt der Gerichte nicht Ober­
prüft werden." W. E. 
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BOro IOr Petltlon.w ... n: 

Zehn Eingeben an einem ArbeHaleg 

Unser sozialer Rechtsstaat hat offenbar noch 
einige lOcken In seiner Gesetzgebung, Das 
beweisen, mindestens von Ihrer Zahl her, auCh 
die jAhrllch beim Landtag Nordrhein-Westfafen 
eingehenden Petitionen. Umgerechnet auf 
einen Arbeitstag sind es zehn Eingaben. In 
den ersten fünf Monaten der siebten Legisla­
turperiode sind beim 8'Oro für Patltlonswesen 
bereits 950 Bittschriften eingegangen. 

Sie werden zunächst vom Leiter des Petitions­
bOros. Justitiar Or. Ophotf, auf Ihren Inhalt und 
den verwaltungsmä8igen Fachbereich, dem sie 
zuzuordnen sind, vorgeprOft. Dabei werden so­
genannte Nidlt-Petitionen - das sind Schrei· 
ben, die lediglich Vorwürfe, Belehrungen, Be­
leidigungen oder Abschritten von Urteilen zum 
Gegenstand haben - aussortiert und gesen· 
dert beantwortet oder gegebenenfalls den 
zuständigen Stellen zugeleitet. 

Durch I18IM Vo"rbllltflfl lIe/(Jrf du BOro 10r Plfllllonswesflfl echte EntllChBidung.hlllen 10r dflfl 
Pel/tlon..uuchuB. HltH laI .,n(H Sitzung rech" nlfben dem "uumuBvors llt6l!dflfl K.,I Frey 
(2. ron link,) JII" iIIlr Dr. Opftott mit tllllfIflm &tchbfJtlrbeller. Oberem",a, Geyar. Ditl dftll ~om 
"us&dluB mi t der DurdllOhrung wo/! Ermftllungflfl bH utlr81ltflfl Jur/8len Dr . T. mbl ' (g. nz /In"'). 
Dr. Pilz und Dr. GroBbong.n;f1 (gl nz rechI. ) er.'lllen Ber/dll . 

Echte Petitionen dagegen werden registriert und dem Petenten 
eine Bestätigung zugesandt, meistens am selben Tag. spätes1ens 
in zwei bis drei Tagen. Danach wird die Petition dem bericht· 
erstanenden Abgeordneten des Petitionsausschusses vorgelegt 
mit der Bitte um Entscheidung, ob eine Stellungnahme der 
zuständigen obersten Landesbehörde eingeholt werden soll 
oder ob die Durchführung des Verfahrens gemäß Artikel 41 a 
der Landesverfassung vorgeschlagen wird. der seit dem 1. April 
1969 In Kraft gesetzt worden ist. 

Dadurch hat der Petltlonsausschu8 des Landtags echte Kon­
troll - und OberprQfungsrechte und die notwendigen HilfSOrgane 
bekommen. mit denen er Klagen der Bürger über Verwaltungs­
entscheidungen wirkSam nachgehen kann, u. a. das Recht der 
Akteneinsicht und das Redlt, dle Petenten selbst oder andere 
Beteiligte anzuhören. Welter wird Ihm die Möglichkeit einge­
räumt. unter slnngeml8er Anwendung der StrafprozeBordnung 
durch die Vernehmung von ZeulJ8n oder Sachverständigen 
Beweise zu erheben. 

Auf Grund seiner Erfahrung mit dem Arbeits· und Sozialmini· 
sterium, das Petitionen relativ schnell und sehr genau bearbei-

Bwells tsO Blttschrlflflfl sind I lIIt B8fllnn d(H 1. Wlhlperlode bis Mille 
Dezemb., Im BOro 10r PlflltiOlltWN "" b.lm L..ndllg Nordrheln-WNtI",n 
elnglf/.ngen. wo , I. reglslrl ll1 und In eIner K.rftl Obflraldllildl geordnet 
wtHdflfl. Fo/os: H.rfung 

tet, hat der Petitionsausschuß beschlossen, z. B. in Renten· 
angelegenheiten zunächst Immer eine Stellungnahme der ober­
sten Landesbehörde einzuholen. Das gilt auch für verschiedene 
andere Verwaltungsbereiche. Wird die Stellungnahme von 
den Abgeordneten nicht für ausreldlencl angesehen, kommt 
das Verfahren nach Artikel 41 a zur Anwendung. Auf Jeden 
Fall kann der Petent sicher sein, daß die Mitglieder des 
PetitIonsausschusses alle Bittschriften sorgfältig Qberpriifen, 
bevor sie einen Beschluß fassen. "Je nach Umfang der durch· 
zufUhrenden Ermittlungen dauert die Bearbeitung einer Petition 
bis zur Beschlu8fassung drei bis sechs Monate~ , betont Dr. Op· 
hoff • • nur In ganz schwierigen FAllen - wenn zum Beispiel 
noch Gutadlten eingeholt werden mQssen - kann Ober ein Jahr 
vergehen. Das sind aber nur gut ein halbes Dutzend Peti· 
tronen .• 

Fast jede Petition beschäftigt den Ausschu8 zwei· bis dreimal. 
In Jeder Ausschu8sitzung werden etwa 30 Petitionen behandelt, 
bei ganztägigen Sitzungen 60. Nach wie vor stehen Petlt10nen 
aus Justlzvollzugsanstalten an erster Stelle (fast 50 Prozent). 
dann folgen Rentenangelegenheiten. Mehr als früher kommen 
Jetzt viele Beschwerden aus dem Baurecht. 

Weil der Pelltlonsausschu8 nicht Jeden Tag tagen kann. Ist 
bei der hohen Zahl der Petitionen (9500 In der 6. Wahlperiode) 
eine zügige Bearbeitung ohne notwendige Vorprüfung durch 
das PetitionsbQro nahezu unmöglich. Oie Abgeordneten sind 
auch noch Mitglieder In anderen AusschQssen. au8erdem 
haben sie ,nebenbei' noch einen Beruf. Alle Petitionen mOssen 
verwaltungsmAßig übersichtlich erfaßt. dem Petenten AuskOnfte 
Ober den Fortgang seiner Eingebe erteilt, Rückfragen bel den 
Verwaltungen gehalten und Fristen für die Stellungnahmen der 
Ministerien überwadlt (in Eilsachen ein Monat) W9rden. 

Durch diese Vorarbeiten liefert das Büro fOr Petitionswesen 
echte EntscheidungshIlfen fOr den Petltlonsausschuß. Im 
Gegensatz zur Bundestagsverwaltung, der dafür fast 30 Per­
sonen zur Ver1ügung stehen, Werden diese Arbeiten Im Land· 
tag Nordrheln-Westfalen nur vom AbteIlungsleiter. einem Sach­
bearbeiter und vier Schreibkräften bewältigt. FOr die nach 
Artikel 41a der Landesverfassung durchzuführenden Ermln­
lungen stehen Ihm drei VolIJuristen zur Seite; denn ohne pro­
fessionelle Juristen kann der Petltlonsausschu8 nicht aus­
kommen. W. E. 
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Mitteilungen aus den Fraktionen·' 

Mltbe8tfmmung In 
der Schule 

Nachdem In der vergangenen La· 
gislaturperiode durch eine paria· 
mentarisdl schteppende Behand­
lung der Regierungsparteien SPO 
und FDP ein Gesetz der COU­
Opposition zur Mitbestimmung im 
Schulwesen unter den Tisch gefal­
len war, hat am Montag dieser 
Woche die CDU-landtagsfraktlon 
erneut einen entsprechenden Ge­
setzentwurf eingebracht. 

Ziel des Entwurfs ist es, kijnftig 
EIt!rn, lehrer und SchOler in ge­
meinsamen Gremien sm Sdlul­
leben funktIonsgerecht zu beteili­
gen. Oie Formen der Mitbestim­
mung reichen u. a. von ~ vorher an­
hören" über Beraten bis zur Zu­
stimmung. Oie wichtigsten Milbe­
stimmungsorgane sind auf Klassen­
ebene die Klassenversammlung. auf 
Schulebene die Sd1ulversammlung, 
auf SdlUlträgerebene der Schulträ­
gerbeirat und auf landesebene der 
landesschulbeIrat. 

Das oberste Organ, der landes­
schulbeirat, besteht aus je sieben 
Vertretern der lehrer, Eltern und 
SchOler sowie 8US weiteren zehn 
Personen mit beratender Stimme 
die vom landtag berufen werden: 
Die 21 lehrer-, Eltern- und SchOler­
vertreter werden von der landes­
schulversammlung fOr zwei Jahre 
gewählt. Hierzu entsenden dIe Bei­
räte aller drei Gruppen bei ~allen 
kommunalen Schulträgern mit mehr 
als 150 Klassen je einen Delegier­
ten~. An den Sitzungen des lan­
desschulbelrats können Vertreter 
der landtagsfraktionen sowie der 
landesregierung teilnehmen. Auf 
Verlangen des Beirats muß der 
Kultusminister oder sein Stellver­
treter teilnehmen. Der Beirat hat 
vorwiegend In allen wichtigen päd­
agogischen und schulpolitischen 
Fragen eine beratende Funktion. 

" 
In einem Telegramm an Minister­
präsident Heinz Kühn hat sich der 
CDU-Abgeordnete Peter Giesen 
dafür eingesetzt, daß Fachob ... -
schOlern der 12. Kle ... mit abge-

'j 01 .. Mlttellung_ U~ In cMr .Uelnl~n 
Vtrantwortuna der FraktlOMrl 

schlossener Berufsausbildung die 
gleiche familIenunabhängige För­
derung zuteil wird wie Abendgym­
nasiasten. 

Rund 8000 Schüler der 12. Klasse 
an den NRW-Fachoberschulen sind 
am Montag dieser Woche In den 
Streik getreten. Sie fordern, daß 
ihnen - ebenso wie den Besuchern 
von Abendgymnasien und Kollegs -
der volle ZuschuB nach dem Aus­
bildungSförderungsgesetz in Höhe 
von monatlich 320,- DM gewAhrt 
und das Einkommen der Eltern In 
Zukunft nicht mehr angerechnet 
wird. 

Das Telegramm von Glesen an den 
MInisterpräsidenten lautet wörtlich : 
"Die FachoberschOler der Klasse 
12 mit abgeschlossener Berufs­
ausbildung fordern mit Recht faml­
lienunabhAngige FOrderung wie 
Abendgymnasiasten . Das Land soll 
in diesem Jahr durch Eigen­
mittel helfen, bis eine entspre­
chende Novellierung des Bundes­
gesetzes erfolgt ist~. 

" 
Der kulturpolitIsche Sprecher der 
CDU-landtagsfraktion, Prof. Dr. 
Brüggemann, erklärte, daB er Ver­
ständnis für die Sorgen und Nöte 
der wtaMnldutftlkhen AMI.enlen 
an den Hoc:hac:huten habe. Anlaß zu 
dieser Erklärung war der dreltAglge 
Warnstreik der Assistenten an der 
Universität Münster. die gegen die 
vorgesehene Streichung von 71 As­
slstentenstellen Im Haushaltsent­
wurf der landesregierung prote­
stieren. 

Bekanntlich sollen nach dem vorlie­
genden Haushaltsentwurf bel der 
Universität Bonn 61 , bei der Univer­
sität Münster 71 und bel der Uni­
versität Köln 83 AssistentensteIlen 
nach den Vorstellungen der lan­
desregierung gestrichen werden. 
Die CDU-landtagsfraktlon stellt 
dazu fest, daß durch haushaltstech­
niSChe Maßnahmen die notwendige 
Reform der Personalstruktur nicht 
vorweggenommen werden dOrfe. 
Gleichzeitig würde dadurch der 
notwendige Ausbau des akademi­
schen MiHelbaus gefährdet. Dar­
Ober hinaus sieht die CDU-land­
tagsfraktion In der vorgesehenen 
Streichung eine Einschränkung der 
Ausbildungskapazität der Hoch-

schulen. Die vorgesehene Erhö­
hung der PromotionsstIpendien 
könne die Streichung keineswegs 
ausgleichen, da Doktoranden nicht 
in dem gleichen Umfang im Bereich 
der lehre eingesetzt werden könn­
ten, wie dies bel Assistenten der 
Fall sei. Die CDU-Fraktlon unter­
stutzt die Forderung der wissen­
schaftlichen Assistenten und lehnt 
die von Seiten der landesregierung 
vorgesehenen Streichungen ent­
schieden ab. 

" 
In einem Antrag hat die CDU-Frak­
tion erneut gefordert, auch den Be­
rufsschülern die Fahrtko.t.n zur 
Schul. zu erstatten. Ein gleicher 
Antrag wurde Im vergangenen Jahr 
von den Koalitionsparteien SPD 
und FDP abgelehnt 

Weiter fordert die CDU In Ihrem 
Antrag das land auf, die Kosten 
für Schulfahrten und lernmittel für 
solche SchOler zu übernehmen, die 
ihren ständigen Wohnsitz In NRW 
haben, aber eine Schule in benach­
barten Bundesländern, in denen 
entsprechende Regelungen nicht 
bestehen, besuchen. 

Die Fraktion weist darauf hin, daß 
MinisterprAsident Kühn bereits Im 
März dieses Jahres zugesichert hat, 
Vereinbarungen mit Hessen und 
Niedersachsen wegen der SchOler­
fahrtkosten zu treffen. 

Die CDU-Fraktlon hat eine ProJekt­
gruppe eingesetzt, die einen Ge­
setzentwurf zur Errktttung 'IOn Kin­
denp6elplltz.n erarbeiten soll. Den 
Vorsitz führt der Abgeordnete Her­
mann Josef Neuhaus. 

Kindergarten 
mit BIldungsauItrag 

Eine Arbeitsgruppe der SPD-Fr.k­
Uon legte am Montag In der Frak­
tlonssltzung den Entwurf fOr ein 
KIndergartengesetz vor. Das Gesetz 
betont vor allem den elgentstän­
digen Bildungsauftrag des Kinder­
gartens, Indem es vorschreibt, der 
Kindergarten soll " Kinder vom voll­
endeten dritten lebensjahr bis zum 
Beginn der Schulpflicht betreuen 
fördern, erziehen und bi1den ~. Ins~ 
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besondere soU er zur PersönHch~ 
keltsentwicklung des Kindes bei~ 
tragen, seine Selbständigkeit und 
Initiative fOrdern, dem Kinde die 
elementaren Kenntnisse von Um­
welt und Gesellschaft vermitteln 
und seine Gemeinschaftsfähigkeit 
stärken, die geistigen und schöpfe­
risdlen Fähigkeiten des Kindes 
wecken sowie dem Kinde Grund~ 
wissen Ober seinen Körper mittei~ 
len und seine körperliche Entwick~ 
lung fördern. Außerdem soll der 
Kindergarten Eltern in ErzIehungs­
fragen beraten. 

Den Eitern soll ein Mitwirkungs­
recht bei der Gestaltung der Er­
ziehungsarbeit Im Kindergarten ein­
gerAumt werden. Auch sollen sie 
bei der örtlichen Kindergartenpla~ 
nung Ober den Träger mitbestim~ 
men könnan. 

Der Finanzierungspian, der auch 
die Zustimmung von Finanzminister 
Hans Wert%. gefunden hat, sieht 
vor, daß die Elternbeiträge bis 
spätestens 1960 abgebaut werden. 
In der Diskussion wurde betont, 
es wäre zwar wünschenswert, wenn 
die Elternbelträge sdlon früher 
wegfallen würden. Solange aber 
noch ein erhebliches Defizit an 
Klndergartenplitzen bestehe, wäre 
es eine soziale Ungerechtigkeit, die 
wenigen Eltern, die das GIOck hat­
ten, fOr Ihr Kind einen Kindergar­
tenplatz zu finden, auch auf Kosten 
derer zu entlasten, die keinen Kin­
dergartenplatz bekommen konnten. 
Oie dadurch eingesparten Gelder 
sollte man lieber fOr den Bau wei­
terer PlAtze verwenden. 

Oie Fraktion stimmte dem Entwurf 
der Arbeitsgruppe einstimmig (bei 
einer Enthaltung) zu und forderte 
den Fraktionsvorstand auf, das Ge­
setz mit dem KoalitIonspartner so 
abzustimmen, daß ein gemeinsamer 
Entwurf der KoalitionsfraktIonen 
eingebracht werden kann. Diese 
Abstimmung ist inzwischen erfolgt. 

Thesen zum 
Klndergartenge18tz 

Oie FDP-FrakUon hat sich in ihrer 
Sitzung am 14. Dezember vor allem 
mit Fragen zum Kindergarteng8-
setz befaßt. Sie hat hierbei Im eln~ 
zeinen folgende Thesen aufgestelli : 

1. Der Kindergarten ist als faml­
Ilenerginzende Einrichtung der 
Jugendhilfe für Kinder vom 
3. Lebensjahr bis zum Beginn 
der Schulpflicht Teil des BII~ 

dungssystems mit einem eige­
nen Erzlehungs- und Blldungs~ 
auftrag. 

2. Aufgabe des Kindergartens ist 
e., 

ein stärkeres Angebot an 
intellektuellen Entwicklungs­
reizen zu schaffen, 
die Fähigkeit zu individuali­
siertem und differenziertem 
Sprechen zu vermitteln, 
die Jahre größter Lernbereit­
schaft optimal zu nutten, 
durch soziale Integration die 
sozialen Erfahrungen des 
Kindes auszuweiten und zu 
differenzieren und dadurch 
das Kind auf eine aktiv-kriti­
sche Rolle In der Demokratie 
frOhze itung vorzubereiten, 
die Schulreife (Schulfäh ig­
kelt) beim einzelnen Kind zu 
diagnostizieren und zu för­
dern. 

3. Aufgabe des Kindergartens Ist 
es weiterhin, Im Zusammenwir­
ken mit Einrichtungen der Er­
wachsenenbildung den Eltern 
ErzlehungshlJfen anzubieten und 
AufldArung Ober pidagog ische, 
psychologische und soziologI­
sche Probleme und Therapien 
zu leisten. 

4. DIe Eltern sInd durch geeignete 
Gremien an der Planung neuer 
Kindergärten und an der Arbeit 
aller KindergArten zu beteiligen. 

5. Bis 1975 Ist das Klndergarten­
platz-Angebot so zu erweitern , 
daß auf Je 100 Kinder 75 PlAtze 
kommen. Gleichzeitig Ist die 
finanzielle Beteiligung der Er~ 

tern stufenweise abzubauen. 

6. Träger der Kindergärten sollen 
weiterhin Gemeinden und freie 
Träger der Jugendhilfe sein. 
Falls In einer Gemeinde, In der 
Bedarf an Klndergartenplitzen 
besteht, ein freier TrAger nicht 
aktiv wird , Ist die Gemeinde 
selbst zur Errichtung von Kin­
dergArten verpflichtet 

7. Für die Kostenverteilung wird 
vorgeschlagen : 
a) Bau~ und Einrichtungskosten 

werden durch Triger und 
Jugendamt Je zu einem Vier­
tel und durch das Land zur 
HAIfte erbracht ; 

b) PeNJonal- und Sachkosten 
werden zunächst zu zwei 
Drittel vom TrAger und zu je 
einem Sechstel von Land und 
Jugendamt Qbernommen. Der 
TrAger kann zur Deckung 
seines Anteils Ellernbeitrige 
erheben. Mit Inkrafttreten 

des Gesetzes wird der An~ 
teil des Trägers durch stufen­
welsen Abbau der Ellernbei­
träge, (die dann zu gleichen 
TelJen von Land und Jugend­
amt zu übernehmen sind,) 
auf ein Drittel reduziert. 

8. Jedes Jugendamt Ist verpflich­
tet tOr seinen Bereich entspre­
chend Zahl und Qualität vor­
handener Einrichtungen und der 
voraussehbaren Bevölkerungs­
entwicklung Bedarfspläne In 
regelmäßigen AbstAnden aufzu­
stellen. Bel der Standortwahl für 
neue Kindergärten ist sowohl 
auf eine wohnungsnahe und ver­
kehNJgünstige Lage als auch auf 
die räumliche Verbindung mit 
Grundschulen zu achten. 

9. Mit der Erprobung neuer päd­
agog ischer Erkenntn isse in Zu­
sammenarbeit mit dem Institut 
für Kleinkindpädagogik können 
einzelne geeignete Kindergärten 
beauftragt werden. Oie Personal­
und Sachkosten dieser Modell­
kindergärten werden vom Land 
VOllständig Obernommen. 

10. Aus dem geplanten und der 
qualitativen Verbesserung des 
KIndergartenwesens ergeben 
sich weitreichende Konsequen~ 
zen für die Ausbildung der Kin­
dergärtnerinnen und rOr die For­
sc:hungsplanung : 
Zur besseren Begründung künf­
tiger Kindergartenarbeit (und 
Vorschularbeit) ist 

ein ForSchungsinstitut fOr 
Kleinkindpädagogik einzu­
richten, das Voraussetzun­
gen, Bedingungen und Gren­
zen der Erziehung des Klein­
kindes in der Familie und in 
der Gruppe, neue Möglich­
keiten fur eine Intensive För­
derung der Lern- und Bn­
dungSfähigkeit Im Vorschul­
alter, wissenschaftliche Be­
gleitung von Versuchen, die 
Anwendung gesicherter Er­
kenntnisse aus lern- und 
Entwicklungspsychologie In 
der allgemeinen Praxis der 
Kindergärten ermittelt und 
weiterentwickelt ; 
die Einrichtung von Lehr­
stüh len für Klelnklndpidago­
glk an Pädagogischen Hodl­
schulen; 
eine stArkere Berückslchti· 
gung didaktiadler Erkennt~ 
nisse rar die KIndergarten­
arbeit an den Fachhodlschu­
len für Sozialarbeit/Sozial­
pädagog ik 

zu gewährleisten. 
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In der Woche vom 11. bis 16. De­
zember 1970 sind im Landtag 15 
Drucksachen, 9 Vorlagen und 11 Zu­
schriften eingegangen . • ) 

G ... tz.ntwU .... : 

DIe CaU-Fraktion brachte einen 
Gesetzentwurf über die Mllbeltlm­
mung der Lehr.r, der Erziehung .. 
berechtigten und der SchOr.r an 
der Gestaltung des Schulwesens 
Im Lande Nordrhein-Westfalen ein 
(Dra. 283) sowie Gesetzentwürfe 
zur Änderung d .. Schumn8nz- und 
des ler'nmIHeHrehItsgeMtz •• (0,... 
278 und 277). Abgeordnete der 
CDU-Fraktlon übersandten einen 
Gesetzentwurf Ober die Aufhe­
bung der Schankerlaubnl •• teuer 
(D ... 264). 

Kleine Anfragen: 

FDP-Abgaordnetar Heinz erkun­
digte sich In einer Kleinen Anfrage 
(128) nach der Fl5rderung pm.t.r, 
.... lUch .nertc:.nnt ... E,...tnc:hulen 
Im berultblldllnden Sc:hu ..... n 
(D ...... ). 

FOP-Abgeordneter Neu will in sei­
ner Kleinen Anfrage (133) Näheres 
Ober die MOgllchkeiten der Nach­
behandlung peychllc:h Krenk., wis­
sen (Dr .. 273). 

Drei SPD-Abgeordnete wollen in 
einer Kleinen Anfrage (130) wissen, 
ob die Landesregierung bereit sei, 
Beirate bei den Nlltunchutzbeh6r­
den zu bilden tOrs. 289), zwei Ab­
geordnete der SPO befassen sich 
In einer Kleinen Anfrage (131) mit 
der Mögllchkelt, zur Veratirkung 
des Umweltachutz.. die AusbJl­
dungsmöglichkeit tar Wasserwirt­
schaftsingenieure zu erweitern tOrs. 
270). 

CDU-Abgeordneter Szymczak fragt 
(Kleine Anfrage 129) nach der Au. 
stattung du InstItutI tor Musik­
erziehung In Dulsburg (Ors. 287) 

Eingänge 

und erkundigt sich in seiner Kiel 
nen Anfrage (130) nach der Ge­
staltung des Bonner HOfgairtens 
(D ... 2n). 

Antworten auf Kleine Antragen 

Vier Minister antworten auf Kleine 
Anfragen. Oer Innenminister nahm 
Stellung zur Personallage der Poli­
zei (Ors. 265). Der Kultusminister 
äußerte sich zu den Möglichkeiten 
für lernbehinderte Kinder, in einer 
Schule unterrichtet zu werden 
(Ora. 258) und zu Fahrkosten-Er­
staltungen in einer Großstadt (Ors. 
271). Der Minister fOr Arbeit, Ge­
sundheit und Soziales antwortete 
auf Beschwerden über Verstöße 
gegen das Jugendschutzgesetz 
(01'11. 274) und der Minister für 
Wirtschaft, Mittelstand und Verkehr 
nahm Stellung zur Neuregelung des 
StraBenrechts (Ors. 275). 

Vorlagen: 

Oer Präsident des Landtags sandte 
an den Kulturausschuß und an den 
Minister fOr Wirtschaft und For­
schung eine Stellungnahme des 
Ausschusses für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Angelegenheiten 
der Vertriebenen und Flüchtlinge 
zur Ausbildung medizinischer a.. 
rufllkrlfle (Vortage 11.) sowie an 
den Haushalts- und FInanzaus­
schuß einen Beschluß des Aus­
schusses für Innere Verwaltung zur 
Änderung von Stellenptlnen Im 
Innenministerium (Vorlage 120). 

Oer Ministerpräsident richtete ein 
Schreiben an den Ausschuß für 
Landesplanung, die für das "InstI­
tut f(lr Lanca.- und Stlidtentwk:k­
lungslonc:hung" im Haushalt veran­
schlagten Mittel zugunsten eines 
Forschungstitels im Innenministe­
rium zu kürzen (Vorlage 111). 

Der Innenminister gab eine Ober­
sicht über die Stellenpläne, die das 
VerrnusungsweMJn betreffen (Vor­
logo 111). 

Der Kultusminister überreichte eine 
Aufstellung der 314 bisher an s ... t­
l!dIen Gymn .... n aufgestellten Be­
helfskiassen (Vortage 121), ferner 
eine Zusammenstellung der 86 
staatlichen Gymnasien des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Vorlage 122). 

Zuschriften: 

Der Minister für Wirtschaft. Mittel­
stand und Verkehr sandte als Unter­
lagen für den Ver1c:ehrsausschuß 
die Wlrtscheftspllne tOr die Flug­
hAfen Köln/Bonn, Oüsseldorf, 
Essen-Mülheim (Zuschrttten 142, 

'43. '44). 

Ferner legte der Minister dem Ver­
kehrsausschuß einen Bericht über 
die Tätigkeit der KommlMion BIn­
nenllndlsc:her Luftverkehr vor .. Die 
Kommission, die sich am 3. Februar 
1970 In Bonn konstituierte, stellte 
einen erheblichen Bedarf nach 
Flugverblndungen zwischen den 
neun westdeutschen Verkehrsflug­
häfen fest. Auch werde gewünscht, 
20 bis 30 Regionalflughäfen an den 
Llnlenflugver1o:ehr anzuschließen, Je­
doch selen nur 12 genOgend dafür 
ausgebaut (Zuschrift 140). 

Der Rat der Stadt Moars wandte 
sich an den Landtag mit dem Er­
suchen, den Ausbau der EI 10 als 
KemstOdc der Europastraße E 3 
(zwischen Ouisburg und Venlo) vor­
anzutreiben. Die autobahnähnliche 
Straße sei von erheblicher Bedeu­
tung für die linksrheinischen Ge­
biete (ZuK:hrtrt 141). 

Oie Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Vorstände der Konferenzen der 
Höheren Fachschulen für Sozialp4d­
gogik und Sozialarbeit äußerte Be­
denken gegen die Berufsbezeich­
nung "Sozlatpldagoge" Im Hinblick 
auf die Errichtung der Fachhoch­
schulen. Damit auch die Funktionen 
MSozialadmlnlstration" und Msoziale 
Planung" mit erlaßt würden, sei die 
Bezeichnung "Sozialwirt gradl So­
zialpädagogik" oder "Sozialwirt 
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grad! Sozialarbeit" notwendig Zu­
ochrlft 139). 

.Dldaktlk der Chemie" 
vor "Hauswirtschaft" 

Eine Oberraschende Antwort erhiel­
ten die CDU-Abgeordneten Frau 
Hölters und Frau Altewischer auf 
ihre K~lne Anfrage (92) nach der 
Situation der lehrstühle für Haus-­
wirtschaft. Der Minister für Wissen­
schaft und Forschung teitte mit, daß 
die an den Pädagogischen Hoch­
schulen vakanten Lehrstühle für 
Hauswirtschaftswissenschaft besetzt 
wOrden. Die Dozentur für Hauswirt­
schaft an der Pädagogischen Hoch­
schule Ruhr, Abteilung Duisburg, 
sei dementsprechend in einen lehr­
stuhl für Hauswirtschaftswissen­
schaft umgewandelt worden. Be­
zeichnend aber ist die Lage an der 
Abteilung Neuss der Pädagogi­
schen Hochschule Rheinland. Dort 
genOgte 1968 eine nebenamtliche 
Dozentur, weil nur sehr wenige Stu­
denten des Fachs Hauswirtschaft 
vorhanden waren, dann aber ganz 
wegblieben. Die freie Stelle wurde 
daher für das Lehrgebiet .. Didaktik 
der Chemie" in Anspruch genom­
men, Hfür das ein erhebliches 
Interesse bel den Studierenden be­
stand" (O~ 260). 

.Journallstlk" 
bald an Fachhochschulen 

Die landesregierung erwägt, das 
Fach .. Journalistik" an den wissen­
schaftlichen Hochschulen oder künf­
tigen Fachhochschulen einzurichten. 
Zur Zelt arbeitet sie an einem Mo­
dell für die Verbesserung der Jour­
nalisten- und Redakteurausblldung, 
weil sie der gleichen Auffassung Ist 
wie dIe CDU-Abgeordneten Rie­
werts und Elfring, die In einer Kiel­
nen Anfr. (73) den Ausbildungs-­
stand für diesen Beruf als mangel­
haft bezeichneten und anregten, ob 
nldlt das Faen "Journalistik" an 
den neuen Fachhochschulen elnge-

führt werden könne. In ihrer Ant­
wort betont die Landesregierung, 
daß noch Im ersten Halbjahr 1971 
ein AusbIldungsmodell fertJggestellt 
werden soll. Gegenwärtig wird es 
vom Ministerium für Wissensdlaft 
und Forsdlung erarbeitet. Mit dem 
Rheinlsch-WestfAl!sdlen Journali­
stenverband, dem Deutschen Insti­
tet fOr Publlzist/sdle Bildung und 
den Universitätseinrichtungen der 
Publizistlk- und Kommunikations­
wissenschaft werde dann unverzOg­
lich in ein Gespräch eingetreten 
werden (Ora. 251). 

Landesamt IOr 
Umweltschutz gewOnscht 

Die SPo-Abgeotdneten Dr. Berg­
mann und SInnecker beanstanden, 
daß der Umweltschutz in Nordrhein­
Westfalen in die Zuständigkeiten 
des Ministeriums für Ernährung, 
landwirtschaft und Forsten (Was­
serwirtschaft), die Staatskanzlei (Na­
tursdlutz) und das Ministerium für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales 
(luftreinhaltung) aufgeteilt sei. Ihre 
Kleine Anfr.ge (126) soll klären, ob 
die Landesregierung bereit ist, den 

Landtag lordert: 

Umweltsdlutz in einem landesamt 
zu vereinigen oder alle diese Zu­
ständigkeiten in ein bestehendes 
Ministerium mit dem Zusatz .. und 
für Umweltsdlutz" zu verlagern. Die 
Abgeordneten weisen darauf hin, 
daß in Hessen das landwirtschafts­
ministerium und in Bayern ein neues 
Ministerium mit dIesen Aufgaben 
betraut worden ist (Orl. 25n. 

Gegen MIßbrauch 
von Datenlnlormatlonen 

Abgeordnete aller dreI Fraktionen 
fragen (Kleine Anfr.ge 123) dIe lan­
desregierung, ob sie bereIt Ist, dem 
landtag ein Gesetz zum Schutz der 
Privatsphäre gegen den Mißbrauch 
von Informationen der Datenbank 
vorzulegen. In Hessen, Bayern und 
Baden-Württemberg seien solche 
Gesetze in diesem Jahr besenlos­
sen worden, in Rheinland-Pfalz liege 
ein Antrag der CDU-Fraktion vor. 
Die Abgeordneten bezIehen sldl auf 
Anregungen von Sachverständigen, 
die bereits zum Vorentwurf eines 
DatenOberwachungsgesetzes an die 
Interparlamentarische Arbeitsge­
meinschaft gefOhrt haben (Orl.25O). 

Neue AusblldungssUlHen lür medizinische Berulskrllte 

Der Präsident des landtags hat es 
In eInem Schreiben an den Minister 
für Wissenschaft und Forschung so­
wie an die Mitglieder des Kultur­
ausschusses als erforderlidl be­
zeidlnet, der Ausbildung medizini­
scher Berufskräfte bald ihre beson­
dere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 
Er verweist auf das Ergebnis der 
Beratungen des Ausschusses für . 
Arbeit, Soziales und Gesundheit 
vom 4. Dezember 1970, daß .. fur die 
moderne Form der Hilfe für Behin­
derte besonders Krankengymna­
sten, logopäden (fOr Hilfen in der 
Sprachheilkunde) und Beschäfti­
gungstherapeuten gebraucht wer­
den. Das Ziel der Lehranstalten 
solle aber nIcht nur In der Ausbil­
dung, sondern auch In der auf die 
Hilfe für Behinderte ausgerldlteten 
Fortbildung bestehen". 

Für die Ausbildung der Kranken­
gymnasten hält es der Ausschuß 
nun fOr dringend erforderlich, daß 
neben den Lehranstalten an den 
wissensdlaftlienen Hodlschulen in 
KOln und Münster weitere Anstalten 
an den orthopädischen Universitäts­
kliniken in Aschen, Bann und Essen 
errichtet werden. Umgehend reali­
sIert werden mOßte ferner die Her­
anblldung von Logopäden bei der 
Hals-, Nasen- und Ohren klinik der 
Universität Münster, wo die fach­
lichen und personellen Vorausset­
zungen dafUr bereits vorhanden 
selen. Drittens sollten die Hodl­
schulen sidl möglichst bald mit der 
Errlchtung von AusbIldungsstätten 
fOr Besdläftigungstherapeuten be­
fassen, deren Ausbildung und staat­
lIene Prüfung durch ein Bundesge­
setz geregelt werden müsse. (Vor­
_"8) 

LANDTAG INTERN· Nr. 1017 • Seit. 12 



Linderchronlk 

Saarland: 
Die Kirchensteuern stimmten nicht 

Rechtaslcherhelt durch Landtag wieder hergestellt 

So geschehen : Im Saarland hatte man das Grundgesetz 
vergessen und formal unrechtmäßig Kirchensteuern er­
hoben und sie durch eine Aechtsverordnung vom 25. No­
vember 1959 von 8 auf 10 Prozent erhöht. Erst durch 
das Urteil des Finanzgerichts des Saariandes vom 
6. März 1970 - nad"l rund zehn Jahren also - wurde 
dieses Versehen festgestel lt. Es entsch ied: .. Mit der Ein­
führung des Grundgesetzes der BundesrepubUk Im 
Saarland am 1. Januar 1955 ist d ie Rec:htsverordnung 
erloschen. ~ Dabei bezog sich das Gericht auf Artikel 129 
des Grundgesetzes. 

Rechtsunsidleme!t war nun die Folge. Was tun, wenn 
dem Bürger auffiel, daß er Jahrelang eine zu hohe 
Kirchensteuer zahlte? HIer konnte nur das Parlament 
helfen. Es handelte schnell. Mit dem Gesetz Ober die 
Erhebung von Kirchensteuern Im Saarland vom 25. No­
vember 1970 übertrug der Landtag den Religionsge­
meinschaften das Recht, Steuern zu erheben. Damit 
erfüllte der Gesetzgeber seine Pflicht, d ie Rechtssicher­
heit wiederhergestellt zu haben. 

Drei Sta • ...,.teme r-sJIerten hinein 

Zur Erläuterung: Die jQngste Gesdllchte des Saarlandes 
Ist verwickelt. Drei Staatssysteme wechselten sich ab. 
Deutsches Reich, Vierte französische Republ ik und Bun­
desrepublik hatten dort nacheinander zu bestimmen. 
Da gab es die Kirchensteuerverordnung das Deutschen 
Reiches vom 20. Dezember 1935 mit einem Steuersatz 
von 10 Prozent für die evangelischen und 11 Prozent für 
die katholischen KIrchengemeindan, weiter die ErmAch­
tlgung des Reiches, den Steuersatz ab 1. Januar 1937 
"anderweit" festzusetzen - den strittigen Punkt, der 
später durch das Grundgesetz aufgehoben wurde. Es 
folgte der EriaB der Saarreglerung vom 15. November 
1948 mit einem Steuersatz von S Prozent, der noch 
heute rechtsgültig Ist. Schließlich - und das war der Irr­
tum - die Rechtsverordnung vom 29. Juni 1959 auf 
Grund der 1935er Ermächtigung mit dem Steuersatz von 
10 Prozent. Irrtum deshalb, weil das Grundgesetz schon 
in Kraft war. 

Der vemlngnlevolle Artikel 129 

Man hatte nicht daran gedacht. Das Reich war nicht 
mehr vorhanden, die Zollunion mit Frankreich (März 
1948) teilweise an seine Stelle getreten, die erste saar­
ländisch-französische Konvention vom März 1950 hatte 
dem Saarland In Gesetzgebung, Verwaltung und Recht­
sprechung Autonomie verliehen. Etwa fünf Jahre später 
trat Im Saariand das Grundgesetz In Kraft (1 . Januar 
(1955) und damit der unscheinbare Artikel 129. der Er­
mächtigungen zum ErlaS von Rechlsverordnungen alten 
Rechts (also auch die Rectrtsverordnung von 1959) als 
erloschen ertdlrte. Aber der saarländische Erlaß von 

1948 blieb gOUlg, man hätte also bei 8 Prozent bleiben 
sollen. Das lieB das Flnanzgerldlt durchblicken. 

Nur ein Gesetz half adwMfl 

Das öffentliche Interesse an diesem Urteil war begreif­
lidl. Außerdem war zu bedenken, daB der Bundesfinanz­
hof die Auffassung des Gerichts bestätigen würde. "Oie 
Finanzverwaltung wäre dann vor die kaum zu bewälti­
gende Aufgabe gesteUt, eine Flut von Kirdlensteuer­
Erstattungen für mehrere zurückliegende Jahre abzu­
wickeln", heiBt es in der Gesetzesbegründung. Steuer­
bürger und Verwaltung würden ferner bel schon erle­
digten Steuerlestsetzungen (vor allem in Fällen, in 
denen kein Lohnsteuerjahresausgleich beantragt wurde) 
durch Widerspruch oder andere Rechtsbehelfe bel den 
Finanzämtern "erheblich belastet werden- . 
Gegen diese Rechtsunsicherheit half nur ein Gesetz. 
Hier wird deutlich, welch starke Rechtsstellung ein land­
tag besitzt. Hinzu kam, daB d ie Steuerpflichtigen gleich 
behandelt werden muBten, sich also nicht getäusd1t 
fühlen durften. Daher enthAlt das Gesetz auch rück­
wirkende Bestimmungen: durch die Obergangsvor­
schrift wird der umstrittenen Rechtsverordnung von 
1959 nachträglich Gesetzeskraft verliehen. So wurde ein 
formeller Fehler berichtigt, was den Prinzipien der Recht­
sprechung des Bundesverfassungsgerichts entspricht. 

Jetzt wieder Klrehen.teuer nad'l Innertdn::hlJchem Recht 

Erstmals für 1972 erheben also die Kirchengemeinschaf~ 
ten Im Saarland nach eigener Steuerordnung ihre 
Steuern: die Bistümer in Trier und Speyer, die Evangeli­
sche Kirche Im Rheinland, die Vereinigte Protestantlsch­
Evangelisch-Christliche Kirche In der Pfalz (zusammen 
für 98 Prozent der saarländ ischen Bevölkerung) sowie 
die Altkatholische Kirchengemeinde und die Synagogen­
gemeinde Saar, heide In Saarbracken. Artikel 137, 
Abs. 6, der Weimarer Reldlsverlassung und Artikel 140 
des Grundgesetzes der BundesrepublIk Deutschland 
sind damit wieder Im Saarland in Kraft. 
Für frühere Kalenderjahre werden die Steuern nach 
dem bisherigen Recht erhoben. Auch kirchensteuer­
pflIchtige Arbeitnehmer, die nicht Im Saarland wohnen, 
deren Lohnsteuer aber von einem Betrieb Im Saarland 
berechnet wird, massen 1971 (auf Antrag einer Diözese 
oder LandeSkirche) ihre Kirchensteuer 1m Lohnabzugs­
verfahren dort bezahlen. 
Der FraktIonsvorsitzende der SPD Im Landtag hat be­
rechnet, daB sich das Kirchensteueraufkommen von 1965 
bis 1969 von 38 Millionen DM auf 50 Millionen DM er­
höht hat und daS für 1971 etwa 63 Millionen DM erwar­
tet werden. GewlS kommt es darauf nicht an. Entschei­
dend war In dieser unerfreulichen Lage, daS der Gesetz­
geber aJs alleinige Instanz des Staates die Rec:htssicher­
helt wiederherzustellen hatte, auch nac:hträglldl für d ie 
vergangenen Jahre. G. E. 
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2 200 Produktionen: 

WDR-Hörfunk-Studlo Dllueldorf 

Genau am dritten Advent erreichte du HlIrfunkstucUo 00 ... 1-
dorf des WNtdautac:han Rundfunks einen Rekord, den man 
in den alganen WAnden ohne viel Aufhebens quittierte: an 
Jenem Tage nlmllch waren .. gerade 2200 verbuchte Pro­
duktionen. die das Studio In diesem Jahre Ober die Leitungen 
oder die Sender des WOR gegeben hatte. 

Das waren also SendunQen, deren LAnge sich zwischen drei 
Minuten und eineinhalb Stunden bewegte. Manc:::he von Ihnen 
muBten Ihrer Aktuallt.lt wegen sozusagen aus dem Hute ge­
zaubert warden. 81 durfte eben nur keine au, dem Ä.rmel 
gescflQttelt sein. Dazu gehOren Kommentare und Berichte. 
Interviews und Reportagen, Gesprlche, Dokumentationen und 
81l111ytlsCfle Arbeiten. $eIbe! bei den Mitarbeitern und Gasten 
du Hörsplels hat du Studio Freunde gewonnen. Was Vor­
bereitung brauchi und ein wenig Weile hat, kommt vom Band, 
die aktuellen Sendungen des Funkhausei In KOln werden 
von Technik und Redaktion meist ~1IV8~ bedient. 

Alle die .. Arbeiten kommen aus den belden Abteilungen des 
Studios. der polltlsdlen Abteilung und der Abteilung tor 

In.gflUm, vi., groB. AI.gnMophottm .. dIJ~ und dl.lIIOdImI" ""rnlthm .. 
lind AltBf.mnllc .,""", dttn WDR-Ton-T«IInllc" Re/nllud Ale/« (Im Bild) 
IOr dl . S.ndungfHI .u. dem OO .. IIdort. lMd..,rudlo Im H,II" d. 
Wlu.,Khlrt.n zur VlffOgung. FofO.: TOulimlfln 

Kultur. Dabei will Politik h ier nicht nur aktuell. sondern auch 
a's Zeitgeschichte verstanden sein. weil denn Ja auch Kultur 
hier nicht nur als kritische Betrachtung, sondern auch politisch 
begrlffen werden muS. Das bringt die Nachbarschaft zu land­
tag und Landesregierung, zu Industrie, Banken und BOrse. das 

bringt auch die TuchfOhlung zu den Theatern. Museen und den 
Verlagen unaeres Landes wie aelbstvarstindllch mit sich. 

Oft gehen die FOhler des Studios bis welt über die Grenzen 
Nordrheln-Westfalens hinaus. und an seinen Mikrofonen haben 
SChOn Gäste aus eller 
Herren LAnder in West 
und Ost ge ..... n. Am 
hAufigsten aber sind es 
Politiker und Promi­
nente dieser stadt und 
aus dleaem Lande, de­
nen das Studio Im 
Hauee der W1seen­
.matten die MOgllch­
kelt anbieten kann, Ober 
den Tag, Ober Ihre Ar­
beit an diesem Tage, 
Ober ihre Gedanken 
und Ober Ihre Meinun­
gen zu sprechen. Und 
wo nicht Elndrüdte 10-

zusagen aus erster Hand 
gegeben werden kön­
nen, berichten doch die 
Redakteure und freien 
Mitarbeiter des Studloe 
Ober Landtagssluun­
gao. Pressekonferenzen 
und andere besondere 
Tagesereignisse Ober 
die Nachrichtendienste 
des ersten und zW1:Ilten 

Von a.n SpredIlftllChM du Studio. .u. 
fllII," Komm.,f_, klchf., DI.lcuuIOtMfl. 
H6rsple/. und ..a •• ProdukllOlllll Oblr 
dl. Sl/tdlf dH WOR In .11, Wllf. 

Programms. Und wenn man früher auch zuweilen mit einer 
Nachricht Schlange etehen muSte, wird sie dem Rundfunk­
JournalIsten heute fast aus der Hand gerissen, denn der WDR 
sendet alle 30 Minuten Nachrichten. aalne Magazinsendungen 
leben von der Aktualität, und wenn es einmal In der Landes­
hauptstadt besonders helB hergeht, wollen auch die Nacht­
programme noch versorgt werden. 

Dabei hat allel In den spAten vIerziger Jahren gewissermaßen 
als Eln-Mann-Betrleb In Untermiete angefangen. Aber auch 
Ichon damals wurde der Inhalt dieses _BauchladensM mit 
Temperatment verkauft. Doch erst ab 1980, als aus der 
Untermiete der Stammslu In der PalmenstraBe geworden war, 
konnte daa Studio seine leistungen auch quantitativ, perso­
nell und tec:hchnlach den Forderungen anpasaen, die man 
ihm von KOtn und von DOaseldorf aus abforderte. Heute 
ist es du schnellste PublIkationsmittel In der landeshaupt­
stadt H. K. 

LandespolItik In Funk und Fernsehen 

Parlaments- und landespolItlache Themen werden bevorzugt In folgenden HOrfunk- und Femaehaendungen bertldcalchtlgt: 

HORFUHK 

1. ProgrMIm. UKW - tIgIldI: 

11.25 bis 12.00 Uhr Weet1a1enecho 

,,2. PrcotI •• "n, UKW - tIgI1dI: 

8.00 bis 8.00 Uhr Morgenmagazin 
13.00 bis 15.30 Uhr MIttagsmagazin 
17.20 bis 17.30 Uhr Nachrichten 

.... NRW 
17.30 b1a 1B.25 Uhr ZWladMn 

Rhein und Weaer 

1S.25 bis 1S.3O Uhr Kommentar zur 
LandespolItIk 

3mal 1m Monat: 
freitage: 18.15 bla 18.30 Uhr 

Aue Land und Gemeinden 
samstags: 12.00 bis 12.30 Uhr 

Die halbe Stunde der 
Landearedaktlon 

FERNSEHEN 

1. PIOOi.'. - tIgIIcft: 
18.-iO bis 19.20 Uhr Hier und Heute 

3. Progrwnrn - tIgIldI: 
19.30 bis 20.00 Uhr Hierzulande - Heutzutage 
19.20 bis 20.00 Uhr Ireltags: Landesforum 
1S. 12. 1970: 1. Linderreform vor fOnf Jahren 

und heUte. Dazu die Mlnrster­
prlsldenten Albert ONwald, 
Hsssen, Dr. Helmut Kohl, Rheln­
land-PIalZ, Dr. Franz-Joael Ro­
der, Saarland. 

2. Llnder- und Verwaltungsraform. 
Interview mit W1111 Weyer . 

2. ProgNmm. - .. uda.s: 
17.15 bis 17.-45 Uhr Llnderapktgel 
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Zur Person 

Noch vier Abgeordnete stehen auf 
der GeburtstagslIsIe bis zum Jahres­
ende. Es sind: Frau ... ra. Haften 
(CDU) und Frau EIN Wamk. (SPOI, 
die balde sm 24. Dezember 60 bzw. 
62 Jahre alt warden. Einen Tag 
spAter begeht MlcMel Funken 
(COU) seinen 48. Geburtstag und 
sm 30. Dezember vollendet Klllu.­
D .... r V6Ik.r (CDU) sein 33. Le­
bensJahr. 
Allein 14 Abgeordnete haben in der 
ersten JanuarhAItte 1971 Geburts­
tag, und zwar : Dr. Helnz Engelhllrdt 
(SPD) sm 1. Januar - 41 Jahre, 

• Helmut Kumpf (CDU) sm 2. Januar 
, - 43 Jahre, die barden Abgeordne-
• tan Albert Falk. (CDU) und Prof. 

Frttz Holthon (SPO) sm 5. Januar -
49 bzw. 56 Jahre, Wollgang Jaegar 
(CDU) am 6. Januar - 36 Jahre. 
die baiden Abgeordneten Konrad 
GrWldm.nn (CDU) und Helmut 
Loo. (CDU) am 8. Januar - 46 bzw. 
47 Jahre. F ... nz Wald., (SPD) und 
WIlheIm MIIytald (SPO) sm 9. Ja· 
nuar - 40 bzw. 58 Jahre. Helnz: 
Urblln (SPD) am 15. Januar - 46 
Jahre. wlm Pieper (CDU) und der 
Minister für Wissenschaft und For· 
schung Johannes RIIu (SPD) am 
16. Januar - 53 bzw. 40 Jahre, die 
Abgeordneten Dr. Frttz Bergrt\llnn 
(SPD) und Helmut Elfrtng (COU) 
am 17. Januar - 42 bzw. 38 Jahre. 

" Mit dem groBen Bundesverdienst· 
kreuz wurde Landtagsabgeordneter 

Kart van a.,k (SPD) als ein MMann 
der ersten StundeM ausgezeichnet, 
der gr06en Anteil am friedlichen 
Aufbau der BundesrepublIk habe. 
Der zweite Vorsitzende der Indu· 
striegewerkschaft Bergbau und 
Energla erhielt den Orden aus der 
Hand von Minister Figgen. 

" Abgeordneter WoIfgling Helnz (32), 
bildungspolltischer Sprecher der 
FDP·Fraktlon, wurde als Nachfol­
ger des Bundestagsabgeordneten 
und derzeitigen Parlamentarischen 

Staatssekretärs Im Auswärtigen 
Amt, Karl Moersch. zum Obmann 
der Kommtssion tOr Bildung, Wis· 
sensdlaft und Forschung der inter­
parlamentarischen Arbeitsgemein· 
schaft gewählt. 

" Oen .. Ruminlsdlen Verdienstorden 
für Kultur 1. Klasse- erhielt der 
Kölner Oberbürgermeister TNa 
Bura ... n aus der Hand des rumänl· 
schen Botschafters In der Bundes-­
republik. Constantln Dancea Die 
Auszeichnung wurde Ihm wegen 
der Verd ienste um die kulturellen 
Beziehungen zwischen belden Staa­
ten verliehen. 

" Landesdirektor Walter Hoffmann 
verlieh am 17. Dezember den mit 
10 000 DM dotierten Westfälischen 
Kunstpreis 1970 (Conrad-von·Soest­
Preis) dem Bochumer Bildhauer 
Friedrfch G,.. ... I. 

" 

Das große Verdienstkreuz erhielten 
aus der Hand von JustIzminister 
Dr. Josef Neuberger Ministerlaldlrl· 
gent a. D. Rldulrd Scheufler und 
der ehemalige Präsident des Lan· 
desjustizprOfungsamtes, Dr. Gust.v 
Krach. 

Glatebuch 

In der Woche vom 14. bis 17. Oe· 
zember kamen 4S4 Besucher In das 
Oüsseldorfer LandtagsgebAude, u. 
a. auf Initiative der Abgeordneten 
Kasper (SPO), Rlewerts (COU), 
Szymczak (COU), Or. HQsch (COU), 
Klaer (SPO), Or. van Aerssen (COU), 
und Schulze-Stapen (COU). Die 
Mehrzahl der Besucher waren SchO­
ler aus OOsseldorf, Wulfen , Wetter, 
Herten, Neuss, Rondorf und Stadt­
lohn. Neben Studenten der Rhein. 
Braunkohlenberg·Schule Frechen 
und der Universität Bonn sah man 
Angehörige der Bundeswehr DOs· 
seldorf und ältere BOrger aus Ost· 
wennemar unter den Gästen. 

Wer schreibt tOr wen? 

Herb.rl Koch (SO) Ist seit zehn 
Jahren Studioleiter (Politik) im 
HOrfunkstudio des Westdeutschen 
Rundfunks In Oüsseldorf. Der frü­
here Intendant des WOR. Hanns 
Hartmann, gab ihm zwar nur wenig 
Bedenkzeit, sich fü r Düsseldorf zu 
entscheiden, doch war d ie Wahl am 
Ende nicht allzu schwer. Sozusagen 
als Anlaufzeit waren schon neun 
Jahre freier Mitarbeit im aktuellen 
HOrfunk·Programm und eine Ver· 
pfllchtung als Sprecher der Welt· 
nachrichten Im Fernseh·Reglonal· 
programm .. Hier und Heute" vor· 
aufgegangen. Das ging mit dem 
Fernsehen als Gesprächsleiter im 
"DOsseldorfer Forum" noch eine 
Welle weiter. als Koch schon Studio­
leiter des WDR Im Hause der Wis­
senschaften war, doch hat er das 
Mikrofon erst kennen lernen müs~ 

sen. denn gelernt hat er bei der 
Zeitung. Zuerst bel der Familie der 
frOheren " Frankfurter Zeitung", so· 
welt sie deren Verleger Or. Hecht 
nach dem Kriege um sich versam· 
mein konnte, und dann war er Lei!· 
artikler In Bremen, In Essen Chef 
der Innenpolitik an der "WELT", 
danach Leitartikler bei Dr. Reinhold 
Helnen an der .. Kölnischen Rund· 
schau" , und endlich - vor seinem 
Vertrag mit dem WDR - Leitartik· 
ler am " Kölner Stadtanzeiger-. Nun 
will er auf eigenen Wunsch als Kor· 
respondent für die EWG und die 
NATO beim Westdeutschen Rund· 
funk und beim Norddeutschen Rund· 
funk das Hörfunkstudio In Brüssel 
übernehmen. In den ersten Januar· 
tagen des komm.nden Jahres soll 
ihn Wolfram KÖhl.r ablösen, den 
d ie Malten HasenM in OQsseldorf 
noch gut in Erinnerung haben. 
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Schwanenspiegeleien 

Mit rheinischef Gelassenheit überstand Lsndtagspräsfdent DR. WILHELM LENZ 

(CDU - was diesmal dazu gesagt werden muB) eine Parsonenverw9Chslung, die 

seinem offizIellen Besuch der .. 20. Wlnlerausstellung der bifdenden Künstler von 

Nordrheln-Westfalen" eInen zus§tzllchen heiteren Effekt verlieh : "Guten Tag, Herr 

van Nes Ziegfe,". so wurde der Psrlamentspräsldent von einem prominenten 
Maler begrOBt. Das Schmunzeln In der Umgebung begleitete der prominente Gast 

mit seiner korrigierenden Vorstellung: " Lenz!" Antwort des nunmehr "aufgekliir­

ten" Künstlers: "Ach 80, SM sind Ja der Nachfolger von Herrn van Ne. Zieglerj 

macht Je nldlts, Ich bin Ja auch Mitglied der SPOI" 

Der Humor kam auch in einem anschffe8enden Briefwechsel nicht zu kUrz. Der 

Kunstmaler sandte dem Präsidenten nach der geg/Ockten Identifizierung seinen 

frisch gedruckten Katalog mit folgendem Zusatz: ... "Als Ich auf einer Berlinreise 

mIt Ihm die Zonengrenze lJberquerte, hielt mich ein Vopo auf dem Titelblatt für 

den amerikanischen Astronauten Lovell, eIn anderer tippte auf Gagar/n. So muß 

Ich leider zugeben, daS meine Bildung in punkto Kenntnis populärer Personen 

nIcht über die eines VolksPOlizisten hinausreicht." 

* 

Bel den Etatberatungen Im Hauptaus$ChuS zum Kapitel 0201 - MinIsterpräsident 

und Staatskanzlei - ging es auch um den Zuschuß flJr das Orc:h .. t.r cMr Land •• 

rwg"rung, in dem sich Beamte aller Dienstgrade In Ihrer Freizeit zusammenfinden. 

Staatssekretär PROF. DR. HALSTENBERG, Chef der Staatskanzlei, auf die Frage 

von Abgeordneten nach der Zusammensetzung: .Das ist k.rn. V.r.lnlgung von 

Mlnisterial-Olrlg.nt.n." 

* 

Claudia Alberts (7 Jahre) aus Hermülhelm lJbergab Ihrem Wahlkre/sabg90rdneten 

FRANZ JORGENS (SPD) einen Brief mit der Bitte, Ihn dem .. Herrn Mlnl.ter fQr 

Ordnung und SlcMrh.lt In Düssefdorl" zu lJberrelchen.Darin stand: "Sehrg99hrler 

Herr Minlsterl Ich m6chte Sie gerne um etwas bitten. Bei uns an der Straße, die 

etwa 300 m lang Ist, steht ein Schild ,Sackgasse'. Aber viele Autofahrer beachten 
dieses Schifd nicht und benutzen unsere StraBe zum Drehen oder Parken. KOM­

tu st. nldlt unMr. StraBe als ,Spl.r.tra8.' g.n.hmlg.n und dies durch ein Schild 
kennzeichnen fassen. Be; uns in der Straße wohnen last 60 Kinder. 

Hochachtungsvoll 

Ihre Claudla Alberts" 
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